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A. Stand der Integration 


1 . Die Entwicklung der Europäischen Gemeinschaf- 
ten in den zurückliegenden Monaten stand im Zei- 
chen des Übergangs in eine neue Phase der euro- 
päischen Integration. Seit der Gipfelkonferenz in 
Den Haag am 1. und 2. Dezember 1969 konnten 
wesentliche Fortschritte erzielt und bedeutsame An- 
sätze für die künftige Entwicklung der Integration 
geschaffen werden. Die im Dezember 1969 auf ge- 
nommenen Verhandlungen zur Vollendung des Ge- 
meinsamen Marktes wurden im Berichtszeitraum 
abgeschlossen, die Beitrittsverhandlungen konnten 
sieben Monate nach der Haager Gipfelkonferenz 
eröffnet werden, die Fortentwicklung der Zollunion 
zu einer Wirtschafts- und Währungsunion wurde in 
Angriff genommen. Die Arbeiten an einer engeren 
politischen Zusammenarbeit haben die Gemeinschaft 
dem Ziel der politischen Einheit einen Schritt näher- 
gebracht. Die Bundesregierung hat durch ihre Ini- 
tiativen und durch ihren Anteil am Zustandekom- 
men der wichtigen Beschlüsse ihren erklärten Wil- 
len unterstrichen, die Fortführung der europäischen 
Integration als das Fundament ihrer gesamteuropä- 
ischen Politik anzusehen. 

2 . Mit der nach langen und schwierigen Verhand- 
lungen am 20./22. April 1970 erzielten Einigung über 
die künftige Weinmarktordnung der Gemeinschaft 
konnte zugleich das wesentliche Element der Voll- 
endung des Gemeinsamen Marktes, das Finanz- und 
Agrarpaket, endgültig verabschiedet werden. Die 
Beschlüsse über die Agrarfinanzierung in der End- 
phase, Über eigene Einnahmen der Gemeinschaft 
sowie eine Erweiterung der Haushaltsbefugnisse des 
Europäischen Parlaments sind für die weitere Ent- 
wicklung der Gemeinschaft von entscheidender Be- 
deutung. Zugleich war damit der Weg frei für die 
Aufnahme der Beitrittsverhandlungen. 

3 . Die Beitrittsverhandlungen wurden am 30. Juni 
1970 auf einer Ministerkonferenz in Luxemburg mit 
allen vier Antragstellern eröffnet. In den Wochen 
zuvor hatten sich die Mitgliedstaaten der Gemein- 
schaft auf eine gemeinsame Verhandlungsposition 
geeinigt. Die Beitrittskandidaten bekräftigten auf 
der Konferenz ihre grundsätzliche Bereitschaft, die 
Gemeinschaftsverträge und das geschaffene Folge- 
recht sowie die für die Weiterentwicklung der Ge- 
meinschaft getroffenen Optionen zu übernehmen. 
Wenn auch in den ersten Einzelverhandlungen mit 
den Beitrittskandidaten die Schwierigkeit der Lö- 
sung der anstehenden Probleme deutlich sichtbar 
wurde, so erklärten doch alle Teilnehmer ihre Ent- 
schlossenheit, diese für die weitere Zukunft der 
Gemeinschaft und der beteiligten Länder entschei- 
denden Verhandlungen zum Erfolg zu führen. 


4 . Auch in den sonstigen Außenbeziehungen wur- 
den im Berichtszeitraum Fortschritte erzielt. Die 
Verhandlungen mit der Türkei über den Übergang 
von der Vorbereitungsperiode in die Übergangs- 
phase der Assoziation konnten am 22. Juli 1970 ab- 
geschlossen werden. Mit Spanien und Israel wurden 
am 29. Juni 1970 Präferenzabkommen unterzeichnet. 
Diese Abkommen sind Ausdruck der besonderen 
Beziehungen der Gemeinschaft zu den Staaten des 
angrenzenden Mittelmeerraumes. 

Es ist jedoch nicht zu verkennen, daß die Asso- 
ziations- und Präferenzpolitik der Gemeinschaft auf 
eine zunehmende Kritik der Drittländer, insbeson- 
dere der USA, stößt. Diese Kritik wird sich durch 
eine Erweiterung noch eher verschärfen. Anderer- 
seits drängen gegenwärtig starke protektionistische 
Kräfte in den USA auf eine teilweise Abkehr vom 
freien Handel. Die Bundesregierung wird auch in 
Zukunft ihre besondere Verantwortung darin sehen, 
in der Gemeinschaft aktiv für eine weitere Förde- 
rung des freien Welthandels einzutreten. 

5 . Gleichzeitig mit den Bemühungen um eine Er- 
weiterung wird die Gemeinschaft ihren inneren Aus- 
bau betreiben. Die zentrale Aufgabe bleibt die 
schrittweise Schaffung einer Wirtschafts- und Wäh- 
rungsunion. Wenn die Arbeiten der „Werner- 
Gruppe" abgeschlossen sind, werden weitreichende 
und politische Entscheidungen erforderlich sein. In 
der Endstufe der Wirtschafts- und Währungsunion 
werden zentrale nationale Souveränitätsrechte im 
Bereich der Wirtschafts- und Währungspolitik auf 
die Gemeinschaft übergehen. Das Bekenntnis zu 
diesem Endziel zeugt von dem politischen Willen 
der Mitgliedstaaten, den Weg der Integration bis 
zum Ende zu gehen. 

Dieses Ziel soll durch eine fortschreitende Harmo- 
nisierung der Wirtschaftspolitik der Mitgliedstaaten 
erreicht werden. Daneben wird sich die Gemein- 
schaft um eine zunehmende Harmonisierung und 
Vereinheitlichung der Politiken auf den verschiede- 
nen Gebieten bemühen. Auch in diesem Berichts- 
zeitraum wurden hierin Fortschritte erzielt. So hat 
sich der Rat auf eine Reform des Europäischen So- 
zialfonds geeinigt und erste grundsätzliche Aus- 
sprachen über die Industriepolitik und die Regional- 
politik geführt. Die Bundesregierung hat bei der 
Übernahme des Ratsvorsitzes ihre Bereitschaft er- 
klärt, im Interesse der Integration an den Bemühun- 
gen um ein besseres Gleichgewicht der wirtschaft- 
lichen und sozialen Struktur der Gemeinschaft mit- 
zuwirken. Auch auf dem Gebiet der Forschung und 
Technologie sind die Beratungen über die Umstruk- 
turierung der gemeinsamen Forschungsstelle und 
über eine Einbeziehung nicht-nuklearer Tätigkeiten 
sowie über eine wissenschaftliche und technische Zu- 
sammenarbeit mit europäischen Drittländern voran- 
gekommen. 
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6 . Der Ausbau zur Wirtschafts- und Währungs- 
union ist bereits ein wesentliches Element einer 
politischen Einigung. Die Verwirklichung dieses 
Ziels schließt jedoch ein, daß die Mitgliedstaaten 
auch in den übrigen Bereichen der Politik gemein- 
same Grundauffassungen entwickeln. Entsprechend 
dem Auftrag der Haager Gipfelkonferenz haben die 
Außenminister der Mitgliedstaaten in den vergan- 
genen Monaten Vorschläge für eine engere poli- 
tisdie Zusammenarbeit in Fragen der Außenpolitik 
ausgearbeitet. Die Bundesregierung hat auch im 
Berichtszeitraum vor dem Deutschen Bundestag er- 
klärt, daß das von ihr angestrebte Ziel der euro- 
päischen Integration nicht ein wirtschaftlicher In- 
teressenverband, sondern die politische Einheit ist. 

7 . Die Bundesregierung hat maßgeblichen Anteil 
an den Fortschritten im Berichtszeitraum. Sie hat bei 
aller Wahrung berechtigter Interessen durch ihre 
Kompromißbereitschaft die Verabschiedung des 
Agrar- und Finanzpakets gefördert. Sie hatte durch 
ihre Memoranden zum Stufenplan, zur Forschungs- 


politik und zur politisdien Zusammenarbeit bedeut- 
same Initiativen zum inneren Ausbau der Gemein- 
schaft ergriffen. Im Rahmen einer sozialpolitischen 
Initiative hat sie angeregt, die Schaffung eines 
europäischen Sozialbudgets zu prüfen und gemein- 
same Vorstellungen über die Ziele der sozialen 
Sicherheit zu entwickeln. Anläßlidi der Übernahme 
des Vorsitzes im Rat während des zweiten Halb- 
jahres 1970 hat die Bundesregierung ihre Entschlos- 
senheit erklärt, audi die zahlreichen laufenden und 
mit viel Detailarbeit verbundenen Arbeiten, z. B. 
auf den Gebieten der Rechts angleichung und des 
Niederlassungsrechts, energisch voranzutreiben. 

8 . Die Gemeinschaft steht mit den Bemühungen um 
eine Erweiterung und um den Ausbau zur Wirt- 
schafts- und Währungsunion vor großen und schwie- 
rigen Aufgaben. Sie wird die gesteckten Ziele nur 
erreichen können, wenn alle Mitgliedstaaten den 
politischen Willen zur Fortführung des Einigungs- 
werkes behalten und verstärken. 


B. Ausbau der europäischen Gemeinschaften 


I. Die Verfassung der Gemeinschaften 

Die Organe 

Europäisches Parlament 

9 . Der am 22. April 1970 Unterzeichnete Vertrag 
zur Änderung verschiedener Haushaltsvorschriften 
sieht eine Erweiterung der Haushaltsbefugnisse des 
Europäischen Parlaments vor (vgl. 6. Integrations- 
bericht Zlff. 59). Das Europäische Parlament selbst 
hatte in mehreren Entschließungen das Recht gefor- 
dert, den gesamten Entwurf des Haushaltsplans ab- 
zulehnen, damit neue Haushaltsvorschläge unter- 
breitet werden. Der Rat erklärte im Zusammenhang 
mit der Unterzeichnung des Vertrages, daß er ent- 
sprechende, von der Kommission angekündigte Vor- 
schläge im Lichte der Aussprachen in den natio- 
nalen Parlamenten, der Entwicklung der europä- 
ischen Lage und der im Zusammenhang mit der Er- 
weiterung der Gemeinschaft auftretenden institutio- 
neilen Probleme prüfen werde. 

10 . In der Frage einer allgemeinen unmittelbaren 
Wahl der Mitglieder des Europäischen Parlaments 
hatte die Bundesregierung im Rat am 10. Novem- 
ber 1969 einen ausführlichen Vorschlag unterbreitet, 
der im Mittelpunkt der Erörterung stand. Seine 
wesentlichen Elemente sind: Verdoppelung der Zahl 
der Abgeordneten, von denen die Hälfte nach dem 
Prinzip der Proportionalität gewählt wird und die 
andere Hälfte während einer Übergangszeit nach 


der bisherigen Sitzverteilung durch die einzelstaat- 
lichen Parlamente benannt wird. Diese Vorschläge 
hat der Bundeskanzler in Den Haag bekräftigt. Der 
Rat ist in Den Haag beauftragt worden, die Frage 
der direkten Wahl weiter zu prüfen. 

Das Europäische Parlament hatte mit einer Ent- 
schließung vom 3. Februar 1970 die Schaffung eines 
Kontakverfahrens zwischen Rat und Parlament zur 
weiteren Prüfung der Frage allgemeiner unmittel- 
barer Wahlen vorgeschlagen. Im Rahmen eines sol- 
chen Kontaktes erörterten am 26. Juni 1970 der 
amtierende Ratspräsident und eine Delegation des 
Europäischen Parlaments unter Leitung des Präsi- 
denten Sach- und Verfahrensfragen. 

11 . Der sechste Deutsche Bundestag hat am 20. Ja- 
nuar 1970 die deutschen Mitglieder des Europä- 
ischen Parlaments bestimmt. Von den 36 Abgeord- 
neten sind 13 erstmals in das Europäische Parla- 
ment entsandt worden. 

Rat 

12 . Am 1. Juli 1970 hat die Bundesregierung im 
Rat der Europäischen Gemeinschaften turnusmäßig 
für sechs Monate den Vorsitz übernommen. 

Kommission 

13 . Der Vertrag zur Einsetzung eines gemein- 
samen Rates und einer gemeinsamen Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften vom 8. April 1965, 
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der am 1. Juli 1967 in Kraft getreten war, sah vor, 
daß die einheitliche Kommission für eine Über- 
gangszeit von längstens 3 Jahren aus 14, sodann 
aus 9 Mitgliedern besteht. Dementsprechend ist am 
2. Juli 1970 eine neue Kommission mit 9 Mitgliedern 
gebildet worden. Zum Präsidenten wurde der Ita- 
liener Franco Maria Malfatti ernannt. Von deut- 
scher Seite gehören der neuen Kommission an: 
Wilhelm Haferkamp als Vizepräsident und Prof. Dr. 
Ralf Dahrendorf. 


Europäischer Gerichtshof 

14 , Die Konferenz der Regierungen der Mitglied- 
staaten hat am 29. Juni 1970 den Gerichtshof der 
Europäischen Gemeinschaften neu besetzt. Die Bun- 
desregierung hat als Nachfolger für den ausschei- 
denden deutschen Richter, Staatssekretär a. D. Dr. 
Walter Strauss, Prof. Dr. Hans Kutscher zum Richter 
beim Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften 
benannt. 


Finanzverfassung 

15 . Durch den Beschluß des Rates der Europäischen 
Gemeinschaften vom 21. April 1970 über die Er- 
setzung der Finanzbeiträge der Mitgliedstaaten 
durch eigene Mittel der Gemeinschaften wurde die 
rechtliche Grundlage für eine eigenständige Finanz- 
verfassung der Gemeinschaften geschaffen. 

Zum Ausgleich dieser wachsenden Finanzautonomie 
der Europäischen Gemeinschaften wurden durch den 
Vertrag vom 22. April 1970 zur Änderung bestimm- 
ter Haushaltsvorschriften der Verträge über die 
Europäischen Gemeinschaften auch die Haushalts- 
befugnisse des Europäischen Parlaments erweitert. 
(Zum Inhalt dieser beiden Vereinbarungen vgl. 
6, Integrationsberidit Ziff. 57 bis 59). 

Der Ratsbeschluß über die Schaffung eigener Mittel 
der Gemeinschaften und der Vertrag über die Än- 
derung bestimmter Haushaltsvorschriften werden 
nach Ratifikation durch alle Mitgliedstaaten voraus- 
sichtlich zum 1. Januar 1971 in Kraft treten. 

Zur Durchführung des Ratsbeschlusses vom 21. April 
1970 wird derzeit auf Vorschlag der Kommission 
in den Gremien des Rates eine Verordnung aus- 
gearbeitet. Diese Durchführungsverordnung soll 
Vorschriften darüber enthalten, wie die Gemein- 
schaftsmittel, die gemäß den einzelstaatlichen 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften erhoben wer- 
den, der Kommission zur Verfügung zu stellen und 
wie sie abzuführen sind, sowie die Kontrolle der 
Erhebung der Einnahmen regeln; ferner muß darin 
näher bestimmt werden, wie der durch die Begren- 
zung der Anteile der Mitgliedstaaten in der Zwi- 
schenphase eventuell notwendig werdende Finanz- 
ausgleich durchzuführen ist. Uber die meisten die- 
ser Fragen konnte bereits Übereinstimmung erzielt 
werden, so daß mit der rechtzeitigen Verabschie- 
dung dieser Durchführungsverordnung gerechnet 
werden kann. 


Sonstige institutioneile Fragen 

Wirtschafts- und Sozialausschuß 

16 . Der Rat hat mit Wirkung vom 23. August 1970 
die Mitglieder des Wirtschafts- und Sozialausschus- 
ses der EWG und EAG für die nächste Bestellungs- 
periode von 4 Jahren neu ernannt. Von den 24 deut- 
schen Mitgliedern sind 1 1 neu in den WSA entsandt 
worden: Der Ausschuß hat auf seiner konstituieren- 
den Sitzung am 22. September 1970 den Nieder- 
länder Kuipers zu seinem Präsidenten für die näch- 
sten zwei Jahre gewählt. Einer der beiden Vize- 
präsidenten ist der Deutsche Dr. Aschoff. 

Europäische Investitionsbank 

17 . Im Berichtszeitraum ist das Direktorium der 
Europäischen Investitionsbank vom Rat der Gouver- 
neure neu bestellt worden. Das bisherige deutsche 
Direktoriumsmitglied Prof. Dr. Ulrich Meyer-Cor- 
ding wurde als Vizepräsident wiederernannt. Künf- 
tig soll die Zahl der Vizepräsidenten von zwei auf 
drei erhöht werden, um auch den Benelux-Staaten 
eine Vertretung im Direktorium zu ermöglichen. 


II. Wirtschafts- und Währungspolitik 

Ausbau zur Wirtschafts- und Währungsunion 

18 . Die Bildung einer Wirtschafts- und Währungs- 
union der EWG-Staaten ist eines der von den Staats- 
und Regierungschefs auf ihrer Konferenz von Den 
Haag im Dezember 1969 beschlossenen Ziele. Die 
Erarbeitung eines Stufenplanes zur Verwirklichung 
dieses Zieles wurde durch Beschluß des Rates vom 
6. März 1970 einer ad-hoc-Arbeitsgruppe übertra- 
gen. Die sog. Werner-Gruppe hat den Auftrag, bis 
Ende September 1970 dem Rat einen entsprechen- 
den Bericht vorzulegen. Mitglieder der Arbeits- 
gruppe sind der luxemburgische Ministerpräsident 
Werner (Vorsitz), die Präsidenten der Ausschüsse 
für Haushaltspolitik (Prof. Stammati, Italien), für 
Konjunkturpolitik (Staatssekretär Brouwers, Nie- 
derlande), für mittelfristige Wirtschaftspolitik 
(Staatssekretär Dr. Schöllhorn, Bundesrepublik), des 
Währungsausschusses (Herr Clappier, Frankreich) 
sowie der Präsident des Ausschusses der Zentral- 
bankpräsidenten (Baron Ansiaux, Belgien); Vertre- 
ter der Kommission der Europäischen Gemeinschaf- 
ten ist Generaldirektor Mosca. Am 20. Mai 1970 
legte die Werner-Gruppe dem Rat einen Zwischen- 
bericht vor. Er wurde auf der Konferenz der Wirt- 
schafts- und Finanzminister der EWG-Staaten in 
Venedig am 29./30. Mai 1970 und auf der Rats- 
tagung am 9. Juni 1970 diskutiert. 

Dieser Zwischenbericht macht bei der Beschreibung 
der heutigen Ausgangslage klar, daß seit der Unter- 
zeichnung des Vertrages von Rom zwar bedeut- 
same Etappen auf dem Weg zur Wirtschaftsinte- 
gration zurückgelegt wurden. Auf der anderen Seite 
bestehen jedoch hinsichtlich der Verwirklichung der 
Wachstums- und Stabilitätsziele zwischen den Mit- 
gliedstaaten noch immer deutliche Unterschiede. Die 
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Gefahr der Entstehung von gesamtwirtschaftlichen 
Ungleichgewichten in den Mitgliedstaaten, die sich 
heute rasch und unmittelbar auf die Partnerstaaten 
und die Gemeinschaft auswirken, ist ohne eine 
effektive Harmonisierung der Wirtschaftspolitik 
weiterhin gegeben. 

Für die Endstufe kommt der Bericht zu dem Schluß, 
daß die Wirtschafts- und Währungsunion im Laufe 
dieses Jahrzehnts erreicht werden kann. Die Wirt- 
schafts- und Währungsunion wird es dabei ermög- 
lichen, eine Zone zu schaffen, in der sich der Güter-, 
Dienstleistungs-, Personen- und Kapitalverkehr frei 
und ohne. Wettbewerbsverzerrungen vollzieht. Der 
Bericht stellt fest, daß die Bildung der Wirtschafts- 
und Währungsunion die Schaffung oder die Umfor- 
mung einer Reihe von Gemeinschaftsorganen bedeu- 
tet, denen Befugnisse übertragen werden müssen, 
die bisher von den nationalen Instanzen ausgeübt 
worden sind. Diese Übertragung von zentralen 
nationalen Souveränitätsrechten im Bereich der 
Wirtschafts- und Währungspolitik auf Gemein- 
schaftsorgane setzt eine entsprechende Entwicklung 
der politischen Zusammenarbeit voraus. 

Für die erste Stufe weist der Bericht der Werner- 
Gruppe u. a. auf die Notwendigkeit hin, für die 
einzelnen Länder und die Gemeinschaft kompa- 
tible quantitative Ziele für Wachstum, Preise, Be- 
schäftigung und außenwirtschaftliches Gleichgewicht 
festzulegen. Zur besseren Koordinierung und Har- 
monisierung der wirtschaftspolitischen Ziele und der 
praktischen Wirtschaftspolitik wird vor allem die 
Schaffung wirksamer Abstimmungs- und Konsulta- 
tionsverfahren vorgeschlagen. Die Aktivitäten der 
EWG in internationalen wirtschaftlichen Organi- 
sationen sollen koordiniert werden. 

Unterschiedliche Auffassungen enthält der Bericht 
zur Frage, ob bereits in der ersten Stufe auf dem 
Weg zur Wirtschafts- und Währungsunion ein Devi- 
senausgleichsfonds und/oder eine Verengung -der 
Bandbreiten bei den Kassa-Kursen der EWG-Wäh- 
rungen erfolgen soll. Zu diesen noch offenen wäh- 
rungspolitischen Fragen holt die Werner-Gruppe 
derzeit die Stellungnahme des Ausschusses der 
Notenbankgouverneure ein. 

Bei den Beratungen des Zwischenberichtes der Wer- 
ner-Gruppe stimmte der Rat am 9. Juni 1970 in 
seiner positiven Bewertung überein. Der Rat be- 
schloß, sich die folgenden Schlußfolgerungen des 
Berichtes zu eigen zu machen: 

— Der Ausgangspunkt des einzuleitenden Prozes- 
ses muß in der Verwirklichung der im Memo- 
randum der Kommission an den Rat vom 12. Fe- 
bruar 1969 vorgeschlagenen Maßnahmen beste- 
hen. Dies erfordert, daß der Rat bis Ende 1970 
einen Beschluß über die Festlegung mittelfristi- 
ger quantitativer Ziele und die Einrichtung des 
mittelfristigen finanziellen Beistands faßt; 

— das von der Konferenz der Staats- und Regie- 
rungschefs festgelegte Endziel erwies sich als ein 
Ziel, das im Laufe dieses Jahrzehnts erreicht 
werden kann, wenn es die ständige politische 
Unterstützung der Regierungen hat; 


— die Wirtschafts- und Währungsunion bedeutet, 
daß die wichtigsten wirtschaftspolitischen Ent- 
scheidungen auf Gemeinschaftsebene getroffen 
werden und daß infolgedessen die erforderlichen 
Befugnisse von nationaler Ebene auf die Ebene 
der Gemeinschaft übertragen werden. Ihren Ab- 
schluß kann sie in der Einführung einer einheit- 
lichen Währung finden, welche die Unwider- 
ruflichkeit des Prozesses gewährleistet; 

— zwischen dem Ausgangspunkt und dem End- 
punkt müssen auf einer Reihe von Gebieten 
zahlreiche Maßnahmen parallel und schrittweise 
durchgeführt werden. Einige Maßnahmen erfor- 
dern eine Änderung des Vertrages von Rom; die 
hierfür notwendigen Vorbereitungen müssen 
schon in der ersten Stufe abgeschlossen werden. 
Indessen können aufgrund der geltenden Vor- 
schriften schon substantielle Fortschritte erzielt 
werden; 

— die erste Stufe soll am 1. Januar 1971 beginnen 
und innerhalb einer bestimmten Frist verwirk- 
licht werden; technisch gesehen dürfte ein Zeit- 
raum von drei Jahren angemessen sein. Diese 
Stufe ist dazu bestimmt, die Gemeinschaftsinstru- 
mente zunehmend operationeller zu gestalten 
und einen Auftakt für die Eigenständigkeit der 
Gemeinschaft im internationalen Währungs- 
system zu bilden; 

— die erste Stufe darf nicht als ein Ziel an sich an- 
gesehen werden. Sie ist unlöslich mit dem Ge- 
samtprozeß der Wirtschafts- und Währungsinte- 
gration verbunden. Sie muß daher mit der Ent- 
schlossenheit in Angriff genommen werden, das 
Endziel zu erreichen; 

— in dieser ersten Stufe sind die Konsultations- 
verfahren nach noch festzulegenden Methoden 
zu verstärken. Die Haushaltspolitik der Mitglied- 
staaten ist nach Maßgabe der gemeinschaftlichen 
Ziele zu betreiben; auf steuerlichem Gebiet ist 
eine gewisse Harmonisierung zu verwirklichen; 
die Währungs- und Kreditpolitik ist sehr eng zu 
koordinieren und die Integration der Kapital- 
märkte zu verstärken; 

— in den monetären Beziehungen zu Drittländern 
und internationalen Organisationen muß die 
Gemeinschaft schrittweise gemeinsame Stand- 
punkte einnehmen. Insbesondere darf sie in den 
Wechselkursbeziehungen zwischen Mitgliedslän- 
dern nicht mehr von etwaigen Vorschriften Ge- 
brauch machen, die eine Auflockerung des inter- 
nationalen Wechselkurssystems ermöglichen. 

Die Werner-Gruppe wurde durch den Rat gebeten, 
ihre Arbeit anhand der geführten Diskussionen im 
Rat fortzusetzen und im September ihren Schlußbe- 
richt vorzulegen. Dieser Bericht wird voraussichtlich 
im Herbst dieses Jahres im Rat beraten werden. 


Mittelfristige Wirtschaftspolitik 

19 . Nach seiner Sitzung am 28. April 1970 hat der 
Ausschuß für mittelfristige Wirtschaftspolitik eine 
Stellungnahme zum Entscheidungsvorschlag der 
Kommission auf dem Gebiet regionaler Entwicklung 
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verabschiedet (vgl. Ziff. 33). In dieser Stellungnahme 
wurde auf den engen Zusammenhang zwischen der 
regionalen Entwicklung und einem gleichgewichti- 
gen Wirtschaftswachstum in der Gemeinschaft und 
auf die Notwendigkeit einer Eingliederung der 
Regionalpolitik in die mittelfristige Wirtschafts- 
politik hingewiesen. 

20 . Im Mittelpunkt der Arbeit des Ausschusses 
stand die Ausarbeitung des 3. Programms für die 
mittelfristige Wirtschaftspolitik, das auf den Zeit- 
raum 1971 bis 1975 abgestellt ist. Mit diesem Pro- 
gramm soll ein realistischer Beitrag zur Verwirk- 
lichung der angestrebten Wirtschafts- und Wäh- 
rungsunion vorgelegt werden. 

Angesichts der Divergenzen in der Preis- und 
Kostenentwicklung zwischen den Mitgliedstaaten, 
deren Auswirkungen den Zusammenhalt der EWG 
in den letzten Jahren ernsthaft gefährdet haben, sol- 
len die Grundzüge einer kohärenten Strategie auf 
Gemeinschaftsebene aufgezeigt werden. Dabei geht 
es vor allem um die Kompatibilität der gesamtwirt- 
schaftlichen Entwicklungen aller Mitgliedstaaten 
und damit um die bessere Nutzung der wirtschaft- 
lichen und sozialen Entfaltungsmöglichkeiten in der 
Gemeinschaft. 

Zur Erleichterung der Koordinierung und Harmoni- 
sierung der nationalen Wirtschaftspolitiken sollen 
kompatible gesamtwirtschaftliche Orientierungsda- 
ten festgelegt werden, die auf den jeweiligen mittel- 
fristigen Projektionen der einzelnen Länder beru- 
hen. Ihre Verwirklichung erfordert eine konse- 
quente Wirtschaftspolitik, die auch die strukturel- 
len Schwierigkeiten berücksichtigt. Deshalb sollen 
wirtschaftspolitische Leitlinien entwickelt werden, 
die nicht nur eine Verbesserung der Globalsteue- 
rung, sondern auch die Möglichkeiten einer progres- 
siven Strukturpolitik in der Gemeinschaft aufzeigen. 

Der Ausschuß beabsichtigt, das 3. Programm ent- 
sprechend dem Ratsbeschluß vom 26. Januar 1970 
bis zum Herbst 1970 abzuschließen. 


Konjunkturpolitik 

21 . Der Rat hat am 20. Juli 1970 in Brüssel unter 
dem Vorsitz von Bundeswirtschaftsminister Schil- 
ler die Konjunkturlage der Gemeinschaft und die 
sich daraus für die Partnerländer ergebenden kon- 
junkturpolitischen Konsequenzen erörtert. Alle De- 
legationen ließen durch ihre aufgeschlossene Mit- 
arbeit und die offene Analyse der in ihrem Lande 
sich zeigenden konjunkturpolitischen Probleme die 
Bereitschaft erkennen, zu einer Harmonisierung der 
konjunkturpolitischen Ziele und zu einer Konzer- 
tierung der nationalen Konjunkturpolitiken beizu- 
tragen. Sie bekundeten hiermit gleichzeitig ihr 
Interesse, aktiv an weiteren Fortschritten in Rich- 
tung auf eine Wirtschafts- und Währungsunion mit- 
zuwirken. Diese grundsätzliche Bereitschaft kommt 
auch in der einstimmigen Annahme der von der 
Kommission erarbeiteten Leitlinien zur Konjunk- 
turpolitik durch den Rat zum Ausdruck. 


Grundlage der eingehenden Erörterungen des Rates 
war das „Memorandum der Kommission an den Rat 
über die Konjunkturlage in der Gemeinschaft" vom 
7. Juli 1970. Hierin wird festgestellt, daß die Preis- 
entwicklung im Sommer 1970 infolge der nach wie 
vor bestehenden konjunkturellen Spannungen auf 
den Gütermärkten und der starken Lohnexpansion 
in allen Ländern deutlich nach oben weist. Insbe- 
sondere wäre bei einem weiteren Anhalten der — 
die Produktivitätsfortschritte weit übersteigenden 

— Lohnauftriebstendenzen und einer sich anbah- 
nenden Abschwächung der Nachfrage entwicklung 
für die Zukunft die Möglichkeit einer weiteren Geld- 
entwertung bei wirtschaftlicher Stagnation und Ver- 
lust der Vollbeschäftigung nicht auszuschließen. Aus 
diesem Grunde wird im Memorandum derzeit die 
Wiedergewinnung der verlorengegangenen Preis- 
stabilität als die zentrale Aufgabe der Wirtschafts- 
politik angesehen. Eine Sanierung der Konjunktur- 
lage ist nach Meinung der Kommission darüber hin- 
aus um so wünschenswerter, als sie es erlauben 
würde, die wirtschaftlichen und sozialen Reformen, 
welche im Rahmen einer mittelfristigen Politik 
zur Erzielung eines gleichgewichtigen Wachstums 
entwickelt werden müssen, auf sichere Grundlagen 
zu stellen. 

In den konjunkturpolitischen Empfehlungen des 
Memorandums weist die Kommission deshalb dar- 
auf hin, daß in allen Mitgliedsländern die Maß- 
nahmen zur schrittweisen Wiederherstellung des ge- 
störten gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts ener- 
gisch weiter geführt werden müssen, damit die 
Rückkehr zur Stabilität in der Gemeinschaft nicht 
über kurz oder lang mit einem spürbaren Konjunk- 
turrückschlag erkauft werden muß. Im einzelnen 
stellte die Kommission folgende Leitlinien auf: 

— Beibehaltung der restriktiven Kreditpolitik für 
die kommenden Monate, 

— verstärkter Einsatz der Haushaltspolitik (ein- 
schließlich konjunkturpolitisch motivierter Steu- 
ererhöhungen) zur Realisierung einer umfassen- 
deren und besser ausgewogeneren Strategie der 
Inflationsbekämpfung, 

— gemeinsame Bemühungen der Regierungen und 
Sozialpartner zur besseren Abstimmung der Ein- 
kommensentwicklung mit den Wachstumsmög- 
lichkeiten der Produktion, 

— zusätzliche angebotsfördernde Maßnahmen, wie 
Verstärkung des Wettbewerbs und Förderung 
der Mobilität der Arbeitskräfte; Rationalisie- 
rungen des Produktionsapparates und der Ab- 
satzwege. 

Die von der Kommission erarbeiteten konjunktur- 
politischen Leitlinien wurden vom Rat einstimmig 
gebilligt. Weitergehende Übereinstimmungen zwi- 
schen der Kommission und dem Rat bestand auch in 
der Konjunkturdiagnose. Alle Delegationen bestä- 
tigten das Vorhandensein inflationärer Spannungen 
in ihren Ländern. Allerdings weist die konjunktu- 
relle Entwicklung in den einzelnen Ländern auch 
gewisse Unterschiede auf. Im Hinblidc hierauf hat 
der Rat den Ausschuß für Konjunkturpolitik beauf- 
tragt, die konjunkturelle Lage in der Gemeinschaft 
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im Lichte der Ratsdebatte weiter zu analysieren und 
zu gegebener Zeit hierüber einen Bericht zu erstat- 
ten. 

Bei den Beratungen über die konjunkturelle Lage 
der Gemeinschaft und über die sich daraus ergeben- 
den konjunkturpolitischen Konsequenzen bezeich- 
neten der Vizepräsident der Kommission, Barre, und 
der Vorsitzende des Ausschusses für Konjunktur- 
politik der EWG, Brouwers, die von der Bundesre- 
gierung ergriffenen konjunkturpolitischen Maßnah- 
men als mutigen und bedeutenden Schritt auf dem 
Wege zur Wiederherstellung des wirtschaftlichen 
Gleichgewichts in der Bundesrepublik. Die deutsche 
Delegation wies ihrerseits darauf hin, daß sie sich 
mit ihren konjunkturpolitischen Bemühungen in 
voller Übereinstimmung mit den Leitlinien der Kom- 
mission befinde. Die Bundesregierung hatte bereits 
am 2. und 3. Juli 1970 den Ausschuß für Konjunktur- 
politik der EWG hinsichtlich der zu ergreifenden zu- 
sätzlichen Stabilisierungsmaßnahmen vorkonsultiert 
und hierbei die entsprechende Unterstützung ge- 
funden. Mit ihrem Dank an den Ausschuß ver- 
knüpfte die deutsche Delegation zugleich die Hoff- 
nung, daß die Partnerländer in der Gemeinschaft 
ähnliche Schritte einleiten, um die bei ihnen deut- 
lich sichtbaren konjunkturellen Spannungen abzu- 
bauen. Sie machte geltend, daß — bei dem bis- 
her schon erreichten Integrationsstand — nur „kon- 
zentriertes wirtschaftspolitisches Vorgehen" eine 
gleichmäßigere Realisierung von Wachstum und 
Preisstabilität auf Dauer gewährleisten kann. 


Haushaltspolitik 

22 , Im Rahmen der Schaffung einer Wirtschafts- 
und Währungsunion kommt der Finanz- und Haus- 
haltspolitik besondere Bedeutung für die Global- 
steuerung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 
zu. Die Überlegungen richteten sich vor allem dar- 
auf, wie im Bereich der Haushaltspolitik ein gleich- 
gewichtiger Übergang von den bisher im Rats- 
beschluß vpm 17. Juli 1969 vorgesehenen Konsulta- 
tionen zu einer gemeinsamen, abgestimmten Haus- 
haltspolitik der Gemeinschaft gefunden werden 
kann. Es wurde untersucht, welche Eckdaten der 
Haushaltspolitik — z. B. Haushaltsvolumen, Finan- 
zierungssalden, Defizitfinanzierung, Verwendung 
von Überschüssen, Verhältnis der großen ökono- 
mischen Ausgabeblöcke — in der ersten Stufe als 
Empfehlungen, im Endstadium in verbindlicher Form 
in die gemeinsame Haushaltspolitik Eingang finden 
müssen. Die Beratungen sind noch nicht abgeschlos- 
sen. 

23 , Der Ausschuß für Haushaltspolitik der Euro- 
päischen Gemeinschaften hat entsprechend seiner 
Aufgabenstellung die Entwürfe der Haushalte der 
Mitgliedstaaten für 1970 analysiert und seine Emp- 
fehlungen dazu an den Rat und die Kommission 
übersandt. Er hat ferner entsprechend dem Ratsbe- 
schluß vom 17. Juli 1969 Konsultationen über die 
Grundzüge der Haushaltspolitik 1971 der Mitglied- 
staaten durchgeführt. 


Zur Verbesserung der Haushaltsanalysen hat der 
Ausschuß Methoden entwickelt, durch die künftig 
die Anstoßwirkungen der öffentlichen Haushalte 
auf die Gesamtwirtschaft gemessen werden können 
(Impulsberechnungen). Diese Berechnungen sollen 
erstmalig im Herbst dieses Jahres auf die Haushalts- 
entwürfe der Mitgliedstaaten für 1971 angewandt 
werden. Der Vergleich der nationalen Haushalte soll 
dadurch wirksamer und aussagefähiger gestaltet 
werden. 

Darüber hinaus befaßte sich der Ausschuß mit ak- 
tuellen und allgemeinen Fragen der Haushaltswirt- 
schaft. Hierzu zählten die Einführung des sog. 
„Planning-Programming-Budgeting-System" in der 
öffentlichen Verwaltung, Fragen der Harmonisie- 
rung der Haushaltsinstrumentarien der Mitglied- 
staaten sowie Probleme der Verwendung der Haus- 
haltspolitik zur Konjunktursteuerung. Die Erörte- 
rungen sind noch nicht abgeschlossen. 


Währungspolitik 

24 , Eines der noch nicht realisierten Elemente des 
Kommissionsmemorandums vom 12. Februar 1969 
über die engere wirtschafts- und währungspolitische 
Zusammenarbeit stellt der Gedanke eines mittel- 
fristigen finanziellen Beistandsmechanismus dar. Im 
Rahmen seiner Erörterungen über den Zwischenbe- 
richt über die stufenweise Verwirklichung der Wirt- 
schafts- und Währungsunion am 9. Juni hat der 
Rat auch vorgesehen, daß er bis zum Jahresende 
einen Beschluß über das System eines mittelfristigen 
Beistands faßt. 

Nach längeren Beratungen hat der Währungsaus- 
schuß seinen Bericht über die Einzelheiten eines sol- 
chen Systems am 10. April 1970 fertiggestellt. Er 
kommt darin zu dem Schluß, daß ein mittelfristiges 
Beistandssystem den Kooperationsmechanismus dar- 
stellt, durch den sich die Mitgliedstaaten den in 
Artikel 108 EWG-V vorgesehenen finanziellen Bei- 
stand gewähren können. Als Hauptziel des mittel- 
fristigen finanziellen Beistands wird angesehen, 
daß er einen Beitrag zum guten Funktionieren 
des Gemeinsamen Marktes leisten soll, indem er 
die Gefahr vermindert, daß ein Mitgliedstaat die im 
Vertrag vorgesehenen Schutzklauseln in Anspruch 
nimmt, und daß er den Prozeß der wirtschaftlichen 
Integration beschleunigt. 

Die Kommission hat daraufhin im Juni einen ersten 
Entscheidungsentwurf hierzu vorgelegt. Dieser Ent- 
scheidungsentwurf soll nach Beschluß des Rates vom 
20. Juli so schnell wie möglich in den zuständigen 
Ratsgremien erörtert und entscheidungsreif gemacht 
werden. Es ist damit zu rechnen, daß der Rat noch 
im Herbst d. J. eine Entscheidung zur Einrichtung 
eines mittelfristigen Beistands trifft. 

Der mittelfristige Beistandsmechanismus wird dann 
einer der Ausgangspunkte für die weitere Entwick- 
lung der Gemeinschaft zur Wirtschafts- und Wäh- 
rungsunion sein, die in ihrem Endstadium auch eine 
Vergemeinschaftung der Währungsreserven umfas- 
sen wird. 
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25 - Zu den Überlegungen für eine Auflockerung 
des Wechselkurs Sy stems im Rahmen des internatio- 
nalen Währungssystems haben eine Reihe von Er- 
örterungen über die Haltung der Gemeinschaft statt- 
gefunden. Die Wirtschafts- und Finanzminister haben 
auf ihrem Treffen in Venedig am 30. Mai 1970 be- 
stätigt, daß sie eine Vergrößerung der zugelassenen 
Bandbreiten für die Kassakurse, falls sie im Rahmen 
des internationalen Währungssystems beschlossen 
würde, nicht für die Beziehungen zwischen den Ge- 
meinschaftswährungen anwenden würden. 

Darüber hinaus ist es bisher noch nicht gelungen, 
zu einer einheitlichen Haltung der Sechs zu den Vor- 
schlägen für eine Wechselkursauflockerung im Rah- 
men des internationalen Währungssystems zu kom- 
men. Es haben aber eine Reihe von Aussprachen im 
Währungsausschuß stattgefunden, die die Meinun- 
gen der Mitgliedstaaten deutlich machten. Nach der 
ersten Aussprache zur Frage der Wechselkursauf- 
lockerung auf der IWF- Jahrestagung Ende Septem- 
ber in Kopenhagen werden im Rahmen der Sechs 
die Überlegungen fortgeführt werden, zu einer ge- 
meinsamen Haltung zu kommen. Dabei werden die 
Ergebnisse der Arbeiten der sog. Werner-Gruppe 
(s. Ziff. 18) zu berücksichtigen sein. 

26 . Der Währungsausschuß hat am 30. Juni zum 
Memorandum der Kommission über „Notwendigkeit 
und Einzelheiten einer Aktion auf dem Gebiet des 
Kapitalmarktes" Stellung genommen. Er hat dabei 
betont, daß zusammen mit der angestrebten Harmo- 
nisierung der Währungs- und Kreditpolitik auch die 
Kapitalmarktpolitik der zuständigen Instanzen in 
den Mitgliedsländern konzertiert werden müßte. 
Dadurch könnte eine größere Konvergenz der Maß- 
nahmen zur Verbesserung der Kapitalmärkte er- 
reicht und systematischer eine gemeinsame Haltung 
gegenüber Entwicklungen, die über den Rahmen des 
Gemeinsamen Marktes hinausgehen — zum Beispiel 
Zinsfluktuationen oder Entwicklung auf den inter- 
nationalen Kapitalmärkten — angestrebt werden. 


III. Wettbewerbspolitik 
Absprachen und Marktmacht 

27 . Zur weiteren Erleichterung der Kooperation 
zwischen kleinen und mittleren Unternehmen hat 
die Kommission am 27. Mai 1970 eine Bekannt- 
machung über Vereinbarungen, Beschlüsse und auf- 
einander abgestimmte Verhaltensweisen von gerin- 
ger Bedeutung, die nicht unter das Kartellverbot des 
Artikels 85 Abs. 1 EWG-V fallen, veröffentlicht (ABI. 
Nr. C 64, S. 1 vom 2, Juni 1970). Außerdem hat die 
Kommission dem Rat einen Vorschlag für eine Ver- 
ordnung über die Anwendung von Artikel 85 Abs. 3 
EWG-V auf Gruppen von Vereinbarungen, Beschlüs- 
sen und aufeinander abgestimmten Verhaltenswei- 
sen sowie einen Vorschlag für eine Verordnung zur 
Änderung der Meldevorschriften der Verordnung 
Nr. 17 zugeleitet. Durch die Bekanntmachung vom 
27. Mai 1970 wird klargestellt, daß „Bagatellfälle" 
vom Kartellverbot des EWG-Vertrages nicht erfaßt 


werden; die Verordnungsvorschläge der Kommis- 
sion zielen darauf ab, die Freistellung bestimmter 
Typen von Kooperationsvereinbarungen vom Kar- 
tellverbot zu vereinfachen und überdies in bestimm- 
ten Fällen die Meldepflicht einzuschränken. Die Bun- 
desregierung hat schon früher ihr besonderes Inter- 
esse an einer möglichst baldigen Verabschiedung 
dieser Entwürfe betont. Wie sie auch bei der Er- 
örterung des Konzepts für die Industriepolitik der 
Gemeinschaft hervorgehoben hat, begrüßt die Bun- 
desregierung die leistungssteigernde Kooperation 
und Konzentration. Die Grenze liegt aber dort, wo 
der wirksame Wettbewerb eingeschränkt wird. In 
diesem Zusammenhang hat die Bundesregierung 
vorgeschlagen, eine Anzeigepflicht für bedeutende 
Untemehmenszusammenschlüsse vorzusehen. Dies 
wäre ein erster Schritt in Richtung auf eine Fusions- 
kontrolle auf europäischer Ebene. 

Beihilfen 

28 . Die Kommission hat sich weiterhin darum be- 
müht, die Mitgliedstaaten anzuhalten, ihre regiona- 
len Beihilferegelungen überschaubarer zu gestalten 
und ein gegenseitiges überbieten in der Beihilfe- 
intensität zu unterlassen. Eine von den für Regional- 
förderung zuständigen leitenden Beamten der Mit- 
gliedstaaten am 24. März 1970 eingesetzte ad-hoc- 
Arbeitsgruppe untersucht z. Z. die Kriterien für die 
Herstellung der Transparenz der Beihilferegelungen. 
Die Bundesregierung hat die Kommission über ihr 
Förderungsprogramm zur Verbesserung der Versor- 
gung mit mineralischen Rohstoffen sowie über Maß- 
nahmen zur Förderung der Anwendung der elektro- 
nischen Datenverarbeitung in der gewerblichen 
Wirtschaft unterrichtet. 

Die Kommission hat das 7. Werfthilfeprogramm für 
den deutschen Schiffbau gebilligt. Sie hat ferner 
gegen den Entwurf eines Änderungsgesetzes zum 
Filmförderungsgesetz keine Einwendungen erhoben. 

Am 4. Juni 1970 verabschiedete der Rat die Verord- 
nung über Beihilfen auf dem Gebiet des Eisenbahn-, 
Straßen- und Binnenschiffsverkehrs, Sie konkreti- 
siert die nach Artikel 77 ff. EWG-V zulässigen Ko- 
ordinierungsbeihilfen für die drei genannten Ver- 
kehrsträger. 

IV. Steuerpolitik 

29 . Die Harmonisierung der Steuern ist ein we- 
sentliches Element auf dem Wege zur Integration 
der EWG zu einer Wirtschafts- und Währungsunion. 
Dazu ist die Entwicklung einer Gesamtkonzeption 
notwendig, die gegenseitig ausgewogene Fortschritte 
nicht nur bei den indirekten, sondern auch bei den 
direkten Steuern einbezieht. 


Indirekte Steuern 
Umsatzsteuer 

30 . Obwohl mit Rücksicht auf die von Belgien und 
Italien geltend gemachten Schwierigkeiten der Ter- 
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min für die Einführung der Mehrwertsteuer in den 
Mitgliedstaaten durch die Dritte Richtlinie des Rates 
zur Harmonisierung der Rechtsvorschriften der Mit- 
gliedstaaten über die Umsatzsteuer auf den 1. Ja- 
nuar 1972 verschoben worden ist, wurden die Arbei- 
ten zur Harmonisierung dieser Steuer fortgesetzt. 
Das Schwergewicht lag hierbei auf der Ausarbei- 
tung von Vorschlägen zur stufenweisen Angleichung 
der in den einzelnen Mitgliedstaaten bestehenden 
Steuersätze mit dem Ziel eines späteren Wegfalls 
der Steuergrenzen. 

Verbrauchsteuern 

31 . Die Arbeiten zur Harmonisierung der Ver- 
brauchsteuern wurden während des Berichtszeit- 
raums weitergeführt. Wegen der Harmonisierungs- 
arbeiten auf dem Gebiet der Tabaksteuer wird auf 
Ziffer 30 des 6. Integrationsberichts verwiesen. Die 
Bundesregierung hat bereits Schritte eingeleitet, 
durch die noch vor Beginn der ersten Harmonisie- 
rungsphase Regelungen im deutschen Tabaksteuer- 
recht beseitigt werden sollen, die einer Annäherung 
der Tabaksteuersysteme entgegenstehen. 

Auf dem Gebiete der Mineralölsteuer hat die Kom- 
mission der Europäischen Gemeinschaften den Vor- 
entwurf einer Richtlinie zur Harmonisierung der 
Strukturen der Mineralölbesteuerung vorgelegt. 
Hierüber wird demnächst ein erster Meinungsaus- 
tausch stattfinden. 

Auf dem Gebiete der Alkoholbesteuerung ist damit 
zu rechnen, daß die Kommission voraussichtlich noch 
in diesem Jahr einen überarbeiteten Vorschlag zur 
Harmonisierung der Alkoholsteuern der Mitglied- 
staaten vorlegen wird. 

Die Arbeiten zur Harmonisierung der Biersteuer 
sind soweit gediehen, daß die Beratungen des Vor- 
entwurfs einer Richtlinie zur Harmonisierung der 
Verbrauchsteuern auf Bier durch die Sachverstän- 
digen der Mitgliedstaaten voraussichtlich demnächst 
abgeschlossen werden können. Voraussichtlich ge- 
gen Ende dieses Jahres wird die Kommission dem 
Rat den Erlaß einer entsprechenden Richtlinie Vor- 
schlägen. 

Die Sachverständigen der Mitgliedstaaten haben 
auch bereits mehrfach über Richtlinienvorentwürfe 
zur Harmonisierung der Verbrauchsteuern auf Wein 
und alkoholfreie Getränke beraten, die die Kom- 
mission vorgelegt hat. Deutscherseits wird die Ein- 
führung einer allgemeinen Weinsteuer und einer 
Steuer auf alkoholfreie Getränke (Limonadensteuer) 
aus politischen, wirtschaftlichen und erhebungstech- 
nischen Gründen abgelehnt. Die Einführung einer 
Steuer auf alkoholfreie Getränke erscheint zudem 
gesundheitspolitisch verfehlt, da der Absatz alko- 
holfreier Getränke, die vorzugsweise von der Ju- 
gend getrunken werden, gefördert werden sollte. 

Die Kommission hat ferner auf der Sitzung der Lei- 
ter der nationalen Steuerverwaltungen am 17. April 
1970 deutlich gemacht, daß sie noch im Herbst die- 
ses Jahres einen Beschluß des Rates herbeiführen 
möchte, daß nach Beseitigung der Steuergrenzen in 
der Gemeinschaft nur noch folgende Verbrauch- 
steuern erhoben werden: 


Mineralölsteuer Biersteuer 

Tabaksteuer Weinsteuer 

Alkoholsteuer Limonadensteuer. 

Die Herbeiführung eines Grundsatzbeschlusses die- 
ser Art erscheint im gegenwärtigen Zeitpunkt zu- 
mindest verfrüht, weil damit ohne Zwang schon 
jetzt über die Beseitigung von Verbrauchsteuern 
entschieden würde. Solche Beschlüsse sollten erst 
dann erwogen werden, wenn nach Einigung über 
die gemeinsamen Mehrwertsteuersätze in den Mit- 
gliedstaaten ein Überblick über den verbleibenden 
Finanzbedarf und seine Deckung möglich ist. 


Direkte Steuern 

32 . Auf dem Gebiet der direkten Steuern liegen 
als konkrete Harmonisierungsvorhaben bisher die 
beiden Vorschläge der Kommission für Richtlinien 
über gemeinsame Steuersysteme für Fusionen, Spal- 
tungen und die Einbringung von Unternehmenstei- 
len sowie für Mutter- und Tochtergesellschaften vor. 
Die beiden Richtlinienvorschläge für die europäische 
Unternehmenskonzentration werfen schwerwie- 
gende steuerliche, wirtschafts- und sozialpolitische 
Probleme auf, über die dem Rat ein Bericht vor- 
liegt. 

Der Rat wird darüber voraussichtlich im Herbst 1970 
eine Grundsatzdiskussion führen. Das Europäische 
Parlament und der Wirtschafts- und Sozialausschuß 
haben bereits Entschließungen gefaßt. Auch der 
Bundesrat hat Empfehlungen an die Bundesregie- 
rung gerichtet. Der Finanzausschuß des Deutschen 
Bundestages hat die Richtlinienentwürfe wiederholt 
beraten und wird sich voraussichtlich im Herbst 
1970 erneut damit befassen. 

Das Memorandum der Kommission über „Anpas- 
sungsmaßnahmen auf dem Gebiet der direkten 
Steuern zur Förderung der Entwicklung und Ver- 
flechtung der Wertpapiermärkte in der EWG" ist in 
den Steuerexpertengremien der EWG noch nicht er- 
örtert worden. Zu der in dem Memorandum u. a. 
angesprochenen Harmonisierung der Körperschaft- 
steuersysteme hat die Kommission auch noch keine 
konkreten Vorschläge unterbreitet. Namentlich auf 
diesem Gebiet besteht eine Parallele zu den Über- 
legungen im Rahmen der deutschen Steuerreform. 


V. Strukturpolitik 


Regionalpolitik 

33 . Der im Oktober 1969 von der Kommission 
vorgelegte „Vorschlag für eine Entscheidung des 
Rates über die Mittel eines Vorgehens der Gemein- 
schaft auf dem Gebiet regionaler Entwicklung und 
Aufzeichnung über die Regionalpolitik in der Ge- 
meinschaft" war auch im Berichtszeitraum Gegen- 
stand der regionalpolitischen Überlegungen der Ge- 
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meinschaft. Nachdem der Wirtschafts- und Sozial- 
ausschuß am 24. April 1970, das Europäische Parla- 
ment am 12. Mai 1970 und der Ausschuß für mittel- 
fristige Wirtschaftspolitik am 29. Mai 1970 zu die- 
sem Vorschlag Stellung genommen hatten, hat der 
Rat auf seiner Tagung am 8./9. Juni 1970 einen ein- 
leitenden Vortrag der Kommission über die Mittel 
eines Vorgehens auf dem Gebiet regionaler Ent- 
wicklung entgegengenommen und den Ausschuß der 
Ständigen Vertreter mit der Vorbereitung der Be- 
ratungen beauftragt. Nach mehreren Sitzungen der 
Gruppe Wirtschaftsfragen hat der Ausschuß der 
Ständigen Vertreter einen Fragenkatalog ausgear- 
beitet, der auf einer der nächsten Ratstagungen 
Grundlage einer ersten grundsätzlichen Aussprache 
über die künftige Ausrichtung der Regionalpolitik 
in der Gemeinschaft sein soll. 

Der Ausschuß für mittelfristige Wirtschaftspolitik 
hat in seiner Stellungnahme betont, daß die Regio- 
nalpolitik in der Gemeinschaft sich in Zukunft auf 
die Probleme beschränken sollte, die von wirk- 
lichem Gemeinschaftsinteresse sind. Die künftigen 
Anstrengungen sollten auf einige Schwerpunkte 
konzentriert werden, die sich für einen regionalen 
Ansatz anbieten (Rückstand großer unterentwickel- 
ter Randgebiete, Schwierigkeiten in Grenzgebieten, 
regionale Auswirkungen gemeinsamer Politiken). 

Zur Finanzierung der regionalen Entwicklungspläne 
schlug der Ausschuß vor, zunächst die vorhandenen 
gemeinschaftlichen Finanzierungsinstrumente zu 
verbessern und weiter auszubauen. Erst wenn eine 
Anpassung dieser Instrumente nicht in angemesse- 
ner Zeit und in angemessenem Umfang möglich sei, 
könnte die Schaffung eines Regionalfonds überlegt 
werden. 


Industriepolitik 

34 . Am 18. März 1970 hatte die Kommission ein 
Memorandum zur Industriepolitik vorgelegt (vgl. 
Ziff. 55 des 6. Integrationsberichts). Die französi- 
sche Regierung hatte am 20. März 1970 in einem 
Memorandum Vorschläge für industriepolitische Ak- 
tionen unterbreitet. Die Bundesregierung hat ihrer- 
seits ihre grundsätzlichen Überlegungen zu einer 
Industriepolitik der Gemeinschaft am 20. Mai 1970 
in einem Memorandum dargelegt. Darin wird be- 
tont, daß ein von allen Hemmnissen befreiter Bin- 
nenmarkt, ein unverfälschter Wettbewerb und ein 
freier Wirtschaftsverkehr mit Drittländern die beste 
Grundlage für die Entwicklung und Sicherung einer 
leistungsfähigen Industrie in der Gemeinschaft sind. 

Die Industriepolitik der Gemeinschaft wurde am 
9. Juni 1970 erstmals im Rat grundsätzlich erörtert. 
Dabei zeigte sich, daß zwischen den Mitgliedstaaten 
Meinungsunterschiede über die Ziele und die mate- 
rielle Ausgestaltung der Industriepolitik bestehen. 
Diese wurden indes nicht als unüberbrückbar ange- 
sehen. Der Bundeswirtschaftsminister wies in seiner 
Erklärung vor dem Rat auf den engen Zusammen- 
hang der Industriepolitik mit der allgemeinen Wirt- 
schafts- und Währungspolitik hin und hob als Leit- 
gedanken für die weiteren Arbeiten die Schaffung 


und Erhaltung eines wirksamen Wettbewerbs nach 
innen und außen, Förderung von Forschung und 
Innovation und die Erleichterung des Umstrukturie- 
rungsprozesses der Unternehmen hervor. 

Der Rat einigte sich dahin, daß sämtliche sogenann- 
ten laufenden Arbeiten, die mit der Industriepolitik 
in Zusammenhang stehen, beschleunigt fortgesetzt 
werden sollen. Hierbei geht es u. a. um die Rechts- 
angleichung zur Beseitigung der technischen Han- 
delshemmnisse, die Steuerharmonisierung, die Ko- 
ordinierung des öffentlichen Vergaberechts, die Ge- 
sellschaftsrechtsangleichung, die Schaffung einer 
Europäischen Handelsgesellschaft sowie Maßnah- 
men zur Integration der Kapitalmärkte. Außerdem 
beauftragte der Rat den Ausschuß der Ständigen 
Vertreter bzw. eine aus hohen Beamten der Regie- 
rungen der Mitgliedstaaten zusammengesetzte Sach- 
verständigengruppe, bestimmte ausgewählte indu- 
striepolitische Probleme näher zu untersuchen und 
bis zum Jahresende Bericht zu erstatten. Die Dis- 
kussion über die Industriepolitik soll dann im Rat 
fortgeführt werden. 

Bei den ausgewählten Problemen handelt es sich 
vor allem um die in dem Memorandum der Kom- 
mission angesprochenen vier Problembereiche der 
Öffnung und Durchdringung der Beschaffungsmärkte 
der öffentlichen Hand, der Förderung des industriel- 
len Fortschritts und der technologischen Entwick- 
lung, der Förderung der Umstrukturierung der In- 
dustrie, insbesondere von industriellen Zusammen- 
schlüssen über die innergemeinschaftlichen Gren- 
zen, und der Gemeinschaftssolidarität bei der tech- 
nologischen Zusammenarbeit mit Drittländern. Das 
Mandat umfaßt außerdem fünf weitere Prüfthemen, 
die von einzelnen Delegationen vorgeschlagen wor- 
den sind; es kann von der Sachverständigengruppe 
autonom erweitert werden. 

Die eingesetzte Gruppe hoher Beamter ist noch vor 
den Sommerferien zu einer ersten Sitzung zusam- 
mengetreten und hat sich auf einen Arbeitsplan zur 
Durchführung des Mandats geeinigt. 


MIttelstandspolltik 

35 . Am 26. Juni 1970 fand in Brüssel eine Bespre- 
chung zwischen der Kommission und den Regie- 
rungssachverständigen der Mitgliedstaaten über die 
Maßnahmen statt, die in diesen Staaten zur Förde- 
rung der Kooperation für kleine und mittlere Unter- 
nehmen der Industrie und des Handwerks "durchge- 
führt werden. Grundlage der Diskussion bildeten 
die von den Regierungen der Mitgliedstaaten er- 
stellten Übersichten über ihre Maßnahmen zur För- 
derung der Kooperationen. Das französische Rechts- 
institut der wirtschaftlichen Interessengemeinschaft 
(groupement d'interet economique), die französische 
Einriditung der Zulieferbörsen sowie das deutsche 
Modell der RKW-Kooperationsbörse fanden beson- 
deres Interesse. Die Regierungssachverständigen 
dieser beiden Länder wurden gebeten, hierzu nä- 
here Unterlagen nachzureichen. Die Besprechungen 
sollen im Herbst fortgesetzt werden. 
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Europäische Investitionsbank 

36 . Die Europäische Investitionsbank hat zur Er- 
schließung der weniger entwickelten Gebiete der 
Gemeinschaft im ersten Halbjahr 1970 23 Darlehens- 
zusagen mit einem Gesamtvolumen von 173,31 Mil- 
lionen Rechnungseinheiten (RE) (= ca. 634,3 Mil- 
lionen DM) gegeben. Hiervon entfielen 12 Darlehen 
auf Italien (102,35 Millionen RE = ca. 374,6 Millio- 
nen DM), 5 auf Frankreich (40,86 Millionen RE = 
ca. 149,5 Millionen DM), 4 auf die Bundesrepublik 
(23,10 Millionen RE = ca, 84,5 Millionen DM), 1 auf 
Belgien (6,00 Millionen RE = ca. 21,96 Millionen 
DM) und 1 auf Luxemburg (1,00 Millionen RE = 
ca. 3,66 Millionen DM). 

Den Assoziierten Afrikanischen Staaten und Mada- 
gaskar sowie der Türkei wurden keine weiteren 
Darlehenszusagen erteilt, da die in den bisherigen 
Assoziierungsabkommen bereitgestellten Finanzie- 
rungsmittel gebunden sind. Neue Mittel stehen erst 
mit Inkrafttreten der erneuerten Assoziierungs- 
abkommen zur Verfügung. 


Yl. Agrarpolitik 


IVIarktordnungen und sonstige Marktorganisationen 

37 . Der Rat konnte nach äußerst schwierigen Ver- 
handlungen Einigung über die gemeinsame Markt- 
organisation für Wein erzielen. Sie umfaßt gemein- 
same Regeln über Preise und Interventionen, den 
Handel mit Drittländern, die Erzeugung und Kon- 
trolle der Anpflanzungen, önologische Verfahren 
und das Inverkehrbringen. Damit konnte der freie 
Binnenhandel in der Gemeinschaft hergestellt wer- 
den. Für Qualitätswein besonderer Anbaugebiete 
legte der Rat besondere Regeln fest, die dem natio- 
nalen Recht noch weiten Spielraum lassen. Die Eini- 
gung über Wein war von gesamtpolitischer Bedeu- 
tung, da sie den Weg freigab für die endgültige 
Verabschiedung der neuen Finanzverfassung der 
Gemeinschaft und die Aufnahme von Verhandlun- 
gen über eine Erweiterung der Gemeinschaft. 

Weiter verabschiedete der Rat eine gemeinsame 
Marktorganisation für Flachs und Hanf. Für in der 
Gemeinschaft erzeugten Flachs und Hanf wird eine 
gemeinschaftlich finanzierte Flächenbeihilfe gewährt, 
die der Rat für das Wirtschaftsjahr 1970/71 und 110 
Rechnungseinheiten/ha für Flachs und 80 Rechnungs- 
einheiten/ha für Hanf festsetzte. Die Drittlandsein- 
fuhr wurde liberalisiert und unterliegt dem Gemein- 
samen Zolltarif. 

Auf dem Gebiet der gemeinsamen Fischereipolitik 
legte der Rat in einer Entscheidung wesentliche Ele- 
mente einer gemeinsamen Marktorganisation fest, 
die noch vor dem 1. November 1970 erlassen wer- 


0 über die Auswirkungen der EWG-Marktorganisatio- 
nen erstattet die Bundesregierung jährlich einen be- 
sonderen Bericht. 


den soll. Im Rahmen eines Rücknahmepreissystems, 
das von Erzeugerorganisationen angewendet wird, 
verankert der Rat den Grundsatz der Erzeugerbetei- 
ligung. Hinsichtlich der Drittlandsregelung ist noch 
offen, ob neben einem Referenzpreissystem ein Min- 
destpreissystem für bestimmte Erzeugnisse ange- 
wendet werden soll. 

Im Rahmen der gemeinsamen Marktorganisation für 
Tabak, über die bereits Anfang 1970 Einigung zu- 
stande gekommen war, verabschiedete der Rat die 
wesentlichen Durchführungsverordnungen, so daß 
diese Marktorganisation bereits auf die Ernte 1970 
angewendet werden kann. 

Mit der Verabschiedung gemeinsamer Marktorgani- 
sationen für Wein, Flachs, Hanf und Tabak und der 
Einigung über Grundsätze einer gemeinsamen 
Fischereipolitik konnten wesentliche Integrations- 
fortschritte im Agrarbereich erzielt werden. Es bleibt 
nur noch ein verhältnismäßig kleiner Rest landwirt- 
schaftlicher Erzeugnisse des Anhangs II des EWG- 
Vertrags zu regeln, unter anderem Hopfen, Agrar- 
alkohol und Saatgut. Vorschläge der Kommission für 
eine Saatgutmarktorganisation liegen bereits vor; 
Vorschläge für Hopfen will die Kommission in Kürze 
unterbreiten. 

38 . Auf der Grundlage der Verordnung Nr. 1586/69 
über Maßnahmen infolge der französischen Abwer- 
tung entschied der Rat über die Angleichung des 
französischen Agrarpreisniveaus an das gemein- 
schaftliche Preisniveau und legte die Prozentsätze 
fest, um die Frankreich im nächsten Wirtschaftsjahr 
höchstens unter dem Gemeinschaftsniveau bleiben 
darf. Frankreich kann ebenso wie im vergangenen 
Jahr nach eigenem Ermessen Preisanhebungen vor- 
nehmen. Spätestens mit Beginn des Wirtschaftsjah- 
res 1971/72 müssen die französischen Preise wieder 
auf dem Gemeinschaftsniveau liegen. 


Gleichgewicht der Agrarmärkte 

39 . Auf Maßnahmen zur Herstellung des Gleichge- 
wichts auf den Überschußmärkten Milch, Getreide 
und Zucker konnte sich der Rat nicht einigen. Auf 
bestimmte Bereiche bezogene Entscheidungen, über 
die an sich Einigung bestand oder wo sich Kompro- 
misse anbahnten, konnten nicht getroffen werden, 
da einige Mitgliedstaaten ihre Zustimmung von 
einer Gesamtlösung für alle Überschußbereiche ab- 
hängig machten. Diese Gesamtlösung konnte aber 
wegen der gegensätzlichen Interessen nicht gefun- 
den werden. 

Im Zusammenhang mit dem Überschußproblem wur- 
den die Preisvorschläge der Kommission für das 
Wirtschaftsjahr 1970/71 behandelt. Der Rat einigte 
sich schließlich, die Preise und sonstigen Marktord- 
nungselemente des Wirtschaftsjahres 1969/70 auch 
für das Wirtschaftsjahr 1970/71 zu übernehmen. 

Es ist damit zu rechnen, daß die Kommission im 
Herbst 1970 neue Vorschläge zur Lösung des Über- 
schußproblems an den Rat richten wird. Diese Vor- 
schläge bleiben abzuwarten. 
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Wettbewerbsbedingungen in der Landwirtschaft 

40 . Die tiefgreifenden Auswirkungen der unter- 
schiedlichen Integration haben auch in der laufenden 
Berichtsperiode die Arbeiten der Gruppe „Wettbe- 
werbsbedingungen in der Landwirtschaft"' bestimmt. 
In den ersten Monaten sind die Durchführungsmaß- 
nahmen nach der Abwertung des französischen 
Franc und der Aufwertung der DM die wesent- 
lichen Diskussionsschwerpunkte gewesen. 

Mit dem Beginn der diesjährigen Erntesaison scho- 
ben sich jedoch die Uberschußprobleme auch im Be- 
reich der Wettbewerbspolitik in den Vordergrund. 
Der Rat bat am 13. Juli 1970 die Kommission, einen 
Bericht über die in allen Uberschuß Sektoren beste- 
henden nationalen Beihilfen einschließlich der Ver- 
bots- bzw. Zulassungskriterien vorzulegen. Diese 
Arbeiten sollten von der Kommission in Zusammen- 
arbeit mit den Mitgliedstaaten in der eingangs er- 
wähnten Gruppe durchgeführt und dem Rat über 
den Sonderausschuß Landwirtschaft zugeleitet wer- 
den. Gleichzeitig ersuchte der Rat die Kommission 
um beschleunigte Entscheidungen gemäß Aritkel 93, 
92 EWG-V in den Beihilfefällen dieser Bereiche. 

Entsprechend dem Ratsmandat ist von der Kommis- 
sion in Zusammenarbeit mit der Gruppe für Obst ein 
erster Bericht erstellt worden, dessen Grundzüge 
nach Billigung durch den Rat für alle weiteren Be- 
reiche angewandt werden sollen. Die Gruppe hat 
schließlich Mitte Juli 1970 die abschließenden Ent- 
scheidungen der Kommission für den Sektor Obst 
vorbereitet. Bei diesen Diskussionen wurde jedoch 
das Bestreben Italiens deutlich, für die Bereiche der 
Investitionsbeihilfen sowie der Maßnahmen mit ge- 
nerellem Charakter den Rat anzurufen. Die Kommis- 
sion hat den Mitgliedstaaten zugesagt, ihnen die 
Entscheidungsvorschläge für Obst in Kürze zuzulei- 
ten. 

Parallel zu diesen Arbeiten wurden die grundsätz- 
lichen Arbeiten in den Bereichen der nationalen 
Marktorganisationen, der Beihilfen für Produk- 
tionsmittel, Dienstleistungen und Kredite fortge- 
setzt. 

Teilbereiche der Erzeugungs- und Absatzbeihilfen 
für Getreide, Schweinefleisch, Eier und Geflügel, 
Fette, Obst und Gemüse wurden durch formelle Ent- 
scheidungen der Kommission abgeschlossen. 


Agrarstrukturpolitik 

41 . Zentrales Thema auf dem Gebiet der Agrar- 
strukturpolitik war im Berichtszeitraum die Vorlage 
konkreter Vorschläge der Kommission an den Rat 
über die „Reform der Landwirtschaft". Die Kommis- 
sion sieht sich — wie in ihrer Einleitung dargelegt — 
durch die Diskussion über das Mansholt-Memoran- 
dum in ihrer Einschätzung der Lage der Landwirt- 
schaft bestätigt und legt deshalb Vorschläge für fünf 
Richtlinien und eine Verordnung zur Verbesserung 
der Produktions- und Marktstruktur vor. Sie weist 
ausdrücklich darauf hin, daß diese Vorschläge als 
gemeinsame Maßnahme im Sinne von Artikel 6 der 
Verordnung über die Finanzierung der gemein- 
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Samen Agrarpolitik (729/70) zu betrachten sind und 
nur den Teil eines größeren Ganzen darstellen, das 
sowohl die Marktkontrolle, als auch die Sozialpoli- 
tik und die Regionalpolitik umfaßt. 

Die Vorschläge gelten der Modernisierung entwick- 
lungsfähiger Betriebe und der Stärkung der fach- 
lichen Qualifikation sowie der Marktstellung der 
Landwirtschaft auf der einen und der Aufgabe der 
landwirtschaftlichen Tätigkeit sowie der Freisetzung 
bisher landwirtschaftlich genutzter Flächen auf der 
anderen Seite. 

In der Zielsetzung entsprechen die Vorschläge den 
in der Bundesrepublik Deutschland entwickelten In- 
tentionen. In der materiellen Ausgestaltung beste- 
hen jedoch erhebliche Unterschiede zu den deut- 
schen Vorstellungen. Zu begrüßen ist, daß die Kom- 
mission die einseitige Ausrichtung auf starre Grö- 
ßenordnungen, wie sie ursprünglich im Mansholt- 
Memorandum vorgesehen waren (PE und MLU), fal- 
lengelassen hat. 

Der Rat hat den Sonderausschuß Landwirtschaft be- 
auftragt, die Vorschläge in einer ad-hoc-Arbeits- 
gruppe fachlich prüfen zu lassen. Die Gruppe hat be- 
reits mit der Arbeit begonnen. 

Neben den technischen Einzelheiten wird die Ge- 
meinschaftsfinanzierung der vorgeschlagenen Maß- 
nahmen Hauptgegenstand der künftigen Beratungen 
sein. Nach den Vorausschätzungen der Kommission 
würden die Kosten, die bei vorgeschlagenen 50 ^/o 
Gemeinschaftsfinanzierung vom EAGFL aufzubrin- 
gen wären, allein für die ersten fünf Jahre das Dop- 
pelte der für diesen Zeitraum im Teil Ausrichtung 
des EAGFL vorgesehenen Mittel (Plafonds von 285 
Millionen RE — 1 043 Millionen DM pro Jahr) be- 
tragen. Ferner wird zu prüfen sein, ob sich die Ent- 
würfe im Rahmen der Koordinierung der Agrar- 
strukturpolitik halten und ob ausreichende Rechts- 
grundlagen für ein Tätigwerden auf dem Gebiet der 
Sozial- und Regionalpolitik in dem von der Kommis- 
sion angestrebten Umfange gegeben sind. 

42 . Auf dem Gebiet der gemeinsamen Fischerei- 
politik konnte sich der Rat in einer Entschließung 
unter anderem über Grundsätze für eine Koordinie- 
rung der Fischereistrukturpolitik in der Gemein- 
schaft einigen. Eine entsprechende Verordnung soll 
noch vor dem 1. November 1970 zusammen mit der 
gemeinsamen Fischereimarktorganisation verab- 
schiedet werden. 


Europäischer Ausrichtungs- und Garantiefonds für 
die Landwirtschaft 

43 . Die bisherigen Agrarfinanzierungsregelungen 
sind zum 31. Dezember 1969 ausgelaufen. Die Neu- 
regelung für die Endphase des Gemeinsamen Mark- 
tes wurde vom Rat am 21. April 1970 beschlossen. 
Grundlage dieser Neuregelung sind: 

— die Verordnung 729/70 über die Finanzierung der 
gemeinsamen Agrarpolitik (Endregelung ab 1971) 

und 
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— die Verordnung 728/70 zur Festlegung ergänzen- 
der Vorschriften für die Finanzierung der ge- 
meinsamen Agrarpolitik (Zwischenregelung 1970). 

Die Endregelung umfaßt nur noch die Rahmenbe- 
stimmungen für die Ausgabenseite. Die Einnahmen- 
seite wird in den Bestimmungen über die eigenen 
Einnahmen mitgeregelt, denn der Agrarfonds ist 
Teil des Haushalts der Gemeinschaft. Auf der Aus- 
gabenseite wird ab 1. Januar 1971 — wenn die Rati- 
fizierungsverfahren zur Übertragung eigener Mittel 
auf die Gemeinschaft rechtzeitig abgeschlossen wer- 
den — das bisherige Rückvergütungsverfahren durch 
ein System vorheriger Mittelzuweisung ersetzt. Die 
Mitgliedstaaten haben dann die Marktordnungsaus- 
gaben nicht mehr aus ihren Haushalten vorzufinan- 
zieren. Die Mittel für die Ausgaben werden ihnen 
vielmehr von der Gemeinschaft von vornherein zur 
Verfügung gestellt. 

Die Verordnung über die ergänzenden Bestimmun- 
gen führt die bisherige Regelung bis zum 31. De- 
zember 1970 fort. Für die damit 1970 noch notwen- 
dige selbständige Speisung des EAGFL wurde im 
Rahmen des Kompromisses über die eigenen Ein- 
nahmen ein besonderer Aufbringungsschlüssel fest- 
qelegt. Er beträgt für die Bundesrepublik Deutsch- 
land 31,7 «/o. 

Audi für die Endregelung der Agrarfinanzierung be- 
steht der EAGFL weiterhin aus den zwei Abteilun- 
gen „Garantie" und „Ausrichtung". Aus der Abteilung 
Garantie werden die Erstattungen bei der Ausfuhr in 
dritte Länder und die Interventionen zur Regelung 
der Märkte finanziert. Eine Beschränkung der hier 
anfallenden Ausgaben kann nicht von der Finan- 
zierungsseite erreicht werden, sie muß vielmehr dort 
ansetzen, wo die kostenverursachenden Tatbe- 
stände geschaffen werden, also im Agrarmarktord- 
nungsrecht. Deshalb hat der Rat einstimmig eine 
Entschließung zur Marktbeherrschung verabschiedet. 
Durch diese Entschließung sind die für die Agrar- 
marktregelungen verantwortlichen Landwirtschafts- 
minister gehalten, vorrangige Maßnahmen zur Be- 
herrschung der Überschußproduktion zu ergreifen. 

In der Abteilung Ausrichtung bleiben auf deutsches 
Drängen die Agrarstrukturausgaben — wie bis- 
her — grundsätzlich auf 1 043 Millionen DM = 
285 Millionen RE begrenzt. Ferner muß der Rat bei 
allen Beschlüssen im Agrarstrukturbereich das Prin- 
zip der Koordinierung der Strukturpolitik beachten, 
und jeder neue Ausgabetatbestand muß, anders als 
bisher, konkrete Angaben über die Gesamtkosten, 
die Beteiligung des EAGFL und die Dauer des Vor- 
habens enthalten. 

44 . Die Kommission hat nach Beteiligung des 
EAGFL-Ausschusses im Beriditszeitraum über fol- 
gende Zahlungsverpflichtungen entschieden: 

— Abschlagszahlung (75®/o) der Abteilung Garantie 
für das 2. Halbjahr 1969, 

— 2. Teilbetrag der Getreidepreis-Ausgleichszah- 
lungen für das Haushaltsjahr 1970 der EG aus 
der Sonderabteilung, 


— Teilbeträge Ausrichtung für den Verbuchungs- 
zeitraum 1967/68. 

Nach dem Stand der Kommissionsentscheidungen bis 
zum 30. September 1970 sind folgende Zahlungsver- 
pflichtungen aus den Verbuchungszeiträumen 1962/ 
1963 bis 1969 entstanden: 

EAGFL 

Abt. Garantie 14 666,2 Millionen DM 

Abt. Ausrichtung .... 1 494,4 Millionen DM 
Sonderabteilung .... 1 647,6 Millionen DM 


insgesamt 17 808,2 Millionen DM 

Der deutsche Beitrag dazu beträgt 5 228,7 Millionen 
DM (29,4 Vo). Nach Abzug der Rückvergütungen in 
Höhe von 3 957,5 Millionen DM (22,2 ^/o) verbleibt 
ein Schuldnersaldo von 1271,2 Millionen DM. Da- 
bei sind noch nicht berücksichtigt die aufgrund des 
Ratsbeschlusses vom 20. Januar 1970 von der Bun- 
desrepublik Deutschland geleisteten Pauschalzah- 
lungen in Höhe von 803,4 Millionen DM für noch 
nicht abgerechnete zurückliegende Zeiträume. 

Bei Beurteilung dieser Zahlen ist weiter zu berück- 
sichtigen, daß lediglich die Verbuchungszeiträume 
1962/63 bis 1965/66 endgültig und die nachfolgenden 
Verbuchungszeiträume bis zum 2. Halbjahr 1969 
nur teilweise abgerechnet sind. Die Zahlen sind da- 
her weder nach der Höhe noch für die Anteile der 
Bundesrepublik repräsentativ. Es ist außerdem zu 
berücksichtigen, daß das Fondsvolumen in den An- 
fangsjahren sehr viel geringer war als gegenwärtig, 
daß fast alle Zahlungen noch nach dem System der 
sogenannten Nettofinanzierung abgerechnet wurden 
und daß die Sdiuldnersalden der Bundesrepublik 
vorübergehend durch die Getreidepreis-Ausgleichs- 
zahlungen positiv beeinflußt werden. 


VII. Energiepolitik 


Die gemeinschaftliche Energiepolitik 

45 . Die Konkretisierung der Rahmenvorschläge zur 
gemeinwirtschaftlichen Energiepolitik schreitet fort. 
Als erster Schritt ist die Verbreiterung der Informa- 
tionsbasis der Kommission anzusehen, wie sie durch 
die Verordnungen über die Mitteilungspflicht von 
Investitionen in den Bereichen Erdöl, Erdgas und 
Elektrizitätswirtschaft und über die Mitteilung der 
beabsichtigten Einfuhren von Kohlenwasserstoffen 
erreicht werden soll. Es werden alle Anstrengun- 
gen unternommen, die Beratungen über diese Vor- 
schläge noch in diesem Jahr zum Abschluß zu brin- 
gen. 

Daneben hat die Kommission eine Initiative ergrif- 
fen, um die Sicherheit der Energieversorgung zu 
einem gemeinschaftlichen Anliegen zu machen. Ge- 
genwärtig ist eine Gruppe von Sachverständigen der 
Kommission und der Mitgliedstaaten mit der Aus- 
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arbeitung einer Studie über die Versorgungsbe- 
dingungen der Gemeinschaft beschäftigt. Nach dem 
Vorliegen dieses Berichts soll beraten werden, wel- 
che Maßnahmen gegebenenfalls zur Verbesserung 
der Versorgungssicherheit ergriffen werden könn- 
ten. Die Bundesregierung unterstützt diese Be- 
mühungen nachhaltig. 

Darüber hinaus bereitet die Kommission weitere 
Vorschläge zur schrittweisen Verwirklichung der 
gemeinschaftlichen Energiepolitik vor. Noch in die- 
sem Jahr will sie u. a. ihre Vorstellungen über die 
Entwicklung eines gemeinschaftlichen Beihilfe- 
systems im Kohlebereich, die Harmonisierung der 
Heizölsteuer, die gemeinsame Politik im Bereich der 
Kohlenwasserstoffe und über die Einführung des 
Statuts des gemeinsamen Unternehmens im Mine- 
ralölbereich vorlegen. 


Der Kohlemarkt der Gemeinschaft 

46 . Auf dem Kohlemarkt der Gemeinschaft hielt die 
starke Nachfrage nach Steinkohle und Steinkohlen- 
erzeugnissen auch im 1. Halbjahr 1970 weiter an. 
Während der Bedarf an Steinkohle/Steinkohlen- 
briketts gedeckt werden konnte, war eine volle Be- 
darfsdeckung bei Steinkohlenkoks nicht immer mög- 
lich. Die Mangellage bei Steinkohlenkoks machte 
sich vorwiegend auf dem Hausbrandmarkt der Bun- 
desrepublik bemerkbar; hier standen jedoch weiter- 
hin Ergänzungsbrennstoffe, wie Braunkohlen- und 
Steinkohlenbriketts sowie Hausbrandkohle in aus- 
reichender Menge zur Verfügung, so daß in dem 
langen und verhältnismäßig kalten Winter 1969/70 
kein Verbraucher zu frieren brauchte. 

Trotz der starken Nachfrage war die Steinkohlen- 
förderung der Gemeinschaft im 1. Halbjahr 1970 ge- 
genüber dem 1. Halbjahr 1969 um über 5 Millionen t 
(von rd. 91 auf rd. 86 Millionen t) rückläufig. Die 
Halbjahresförderung der deutschen Reviere war an 
diesem Rückgang mit 1,2 Millionen t beteiligt, d. h., 
die Förderung in der Bundesrepublik ging von 56,3 
Millionen t 1969 auf 55,1 Millionen t 1970 zurück. 
Der Förderrückgang der übrigen Gemeinschafts- 
länder war bzw. ist „planmäßig" vorgesehen; in der 
Bundesrepublik hatte er mehrere Ursachen (gerin- 
gere Zahl von Fördertagen, Erhöhung der Fehl- 
schichten, Belegschaftsentwicklung etc.). 

Neben der vollen Förderung sind auch im 1. Halb- 
jahr 1970 weitere Mengen von den Halden abge- 
setzt worden. 

Die Kokserzeugung in der Gemeinschaft läuft nach 
wie vor auf vollen Touren. Sie konnte im 1. Halb- 
jahr 1970 gegenüber dem gleichen Vorjahreszeit- 
raum noch gesteigert werden (Gesamtzahlen liegen 
noch nicht vor). In der Bundesrepublik sind an 
Zechen- und Hüttenkoks 19,9 Millionen t gegen- 
über 19,1 Millionen t im Vorjahr oder rd. 4 Vo mehr 
erzeugt worden. Koksbestände bei den Erzeugern 
sind praktisch nicht mehr vorhanden. 

Zur Befriedigung der Nachfrage ist die Einfuhr von 
Drittlandskohle und -koks gesteigert worden. Zu 
diesem Zweck wurde in der Bundesrepublik die 


Einfuhr von Koks aus westlichen Lieferländern im 
Juni d. J. voll liberalisiert. In das Bundesgebiet 
wurden im 1. Halbjahr 1970 1,1 Millionen t Kohle 
und 0,2 Millionen t Koks mehr als im 1. Halbjahr 
1969 eingeführt (insgesaml von 2,5 auf 3,8 Millio- 
nen t). Zu den bisherigen Hauptlieferländern USA, 
Großbritannien, Polen und UdSSR sind neuerdings 
auch Südafrika und Australien getreten. 

Die Lieferungen der Bundesrepublik in die übrigen 
Gemeinschaftsländer haben sich bei Steinkohle/ 
Steinkohlenbriketts (SK/SKB) und Steinkohlenkoks 
(SKK) im Halbjahresvergleich wie folgt entwickelt 
(in Millionen t); 



1. Halbjahr 
1970 

2. Halbjahr 
1969 

± 1970 
./. 1969 

SK/SKB . . 

7,09 

8,26 

— 1,17 

SKK . . . 

4,22 

3,99 

+ 0,23 

zusammen . 

11,31 

12,25 

— 0,94 


Die Bezüge der Bundesrepublik aus der Gemein- 
schaft sind von 0,7 Millionen t im 1. Halbjahr 1969 
auf 0,8 Millionen t im 1. Halbjahr 1970 gestiegen. 

Die Preise für Steinkohle und Steinkohlenerzeug- 
nisse in der Gemeinschaft sind im 1. Halbjahr 1970 
erneut, und zwar bedingt durch die Preisanhebun- 
gen fast aller Reviere und den weltweiten Nach- 
frageboom, für alle Provenienzen erheblich gestie- 
gen. Für Hausbrandlieferungen werden jedoch zum 
Teil befristete Rabatte gewährt, so daß hier die Er- 
höhungen noch nicht voll zum Zuge kommen. 


VIII. Verkehrspolitik 

47 . Der Rat erließ im Berichtszeitraum die Verord- 
nung über die einheitliche Buchführung über die 
Ausgaben für die Verkehrswege (Nr. 1108/70), die 
Beihilfen-Verordnung (Nr. 1107/70; s. Ziff. 28) und 
die Verordnung über die Einführung eines Kontroll- 
geräts im Straßenverkehr (Nr. 1463/70). Die letzt- 
genannte Verordnung schreibt vor, daß ab 1. Januar 
1975 sämtliche neu zugelassenen, ab 1. Januar 1978 
alle anderen Kraftfahrzeuge (außer PKW) mit einem 
Fahrtenschreiber ausgerüstet sein müssen. Damit 
soll die Einhaltung der EWG-Sozialvorschriften für 
den Straßenverkehr einfacher und wirksamer als 
bisher überprüft werden. 

In der Rats-Arbeitsgruppe Verkehr haben die Be- 
ratungen über zwei neue Vorschläge der Kommis- 
sion für einheitliche Zulassungskriterien im grenz- 
überschreitenden Omnibuslinien- und -Pendelver- 
kehr begonnen. Ferner steht eine engere technische 
und kaufmännische Zusammenarbeit der Eisenbah- 
nen zur Diskussion. 

Die Bundesregierung hat bei der Kommission bean- 
tragt, die Genehmigung der Unterstützungstarife 
für die Montanindustrie des Saarlandes über den 
31. Dezember 1970 hinaus zu verlängern. Die Kom- 
mission hat eine Erörterung dieses Antrages am 
5. Oktober 1970 vorgesehen. 
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Die Kommission hat Überlegungen zur Einbeziehung 
der Seeschiffahrt und Luftfahrt in die gemeinsame 
Verkehrspolitik veröffentlicht. Sie strebt Maßnah- 
men in Teilbereichen an, wie z. B. die Verbindung 
von Handels- mit Schiffahrtsverträgen zur Bekämp- 
fung des Flaggenprotektionismus. Ein vollständiges 
Programm hält die Kommission noch für verfrüht. 
Sie wird ihre Vorstellungen zunächst mit den Regie- 
rungen der Mitgliedstaaten beraten, bevor sie kon- 
krete Maßnahmen vorschlägt. 

48 . Wegen unterschiedlicher Auffassungen des 
Rates und der Kommission über die Kompetenz der 
Kommission, auf dem Verkehrssektor mit Dritt- 
staaten zu verhandeln, ist es zu einem Rechtsstreit 
vor dem Europäischen Gerichtshof gekommen. Anlaß 
waren die abschließenden Verhandlungen der Sechs 
über das „Übereinkommen über die Arbeit der im 
internationalen Straßenverkehr beschäftigten Fahr- 
zeugbesatzungen (AETR)", das in Genf bei der Wirt- 
schaftskommission für Europa der VN (ECE) zur 
Unterzeichnung neu aufgelegt wurde. 


IX. Forschung und Technologie 


Euratom 

49 . Bei der Europäischen Atomgemeinschaft (EURA- 
TOM) sind die Arbeiten zur Durchführung des Rats- 
beschlusses vom 6. Dezember 1969 fortgesetzt wor- 
den. Die Beratungen über die Umstrukturierung der 
Gemeinsamen Forschungsstelle (GFS) basierten da- 
bei im wesentlichen auf einem deutschen Memo- 
randum, in dem zur Erreichung eines wirksameren 
Forschungsmanagements eine stärkere Verselbstän- 
digung der GFS bei der Programmvorbereitung und 
-durchführung und eine Beschränkung des Rates 
und der Kommission auf die wichtigen politischen 
Orientierungen vorgeschlagen wird. Auch zur Schaf- 
fung der Voraussetzungen für die grundsätzlich im 
Ratsbeschluß vom 6. Dezember vorgesehene Ein- 
beziehung nicht-nuklearer Tätigkeiten in die Auf- 
gaben der GFS hat die Bundesregierung eine Reihe 
von Vorschlägen unterbreitet, die es ermöglichen 
sollen, die neuen Aktivitäten auf eine sinnvolle und 
kommunitäre Basis zu stellen. 

Zur Intensivierung der Zusammenarbeit bei den 
fortgeschrittenen Reaktoren hat der Rat für den 
Bereich der Schnellen Brutreaktoren einen Koordi- 
nierungsausschuß eingesetzt, dem die Leiter der 
einzelstaatlichen Programme und Vertreter der 
Kommission angehören sollen und der beauftragt 
ist, Vorschläge für eine Koordinierung und möglichst 
enge Kooperation zwischen den verschiedenen Pro- 
grammen zu unterbreiten. 

Die Vorbereitung der einzelnen Aktionen zur Durch- 
führung des Ratsbeschlusses vom 6. Dezember 1969 
war jedoch trotz intensiver Bemühungen der deut- 
schen Delegation noch nicht so weit gediehen, daß 
der Rat auf seiner Tagung am 23. Juli 1970 kon- 
krete Beschlüsse fassen konnte. Es ist jedoch vor- 


gesehen, daß der Rat in einer für Oktober 1970 
in Aussicht genommenen Tagung die grundlegen- 
den Orientierungen insbesondere zur Umstruk- 
turierung der GFS und zu den nicht-nuklearen 
Tätigkeiten wie auch für gewisse Elemente des 
neuen Mehrjahresprogramms festlegt, wie dies das 
Europäische Parlament und die Bundesregierung 
seit langem fordern. 

50 . Der Ausschuß der Ständigen Vertreter hat die 
Kommission ermächtigt, die an die Gemeinschaft 
gerichtete Einladung der Internationalen Atom- 
energie-Organisation (lAEO) zur Beteiligung an 
dem vorgesehenen internationalen Nuklear-Infor- 
mationssystem (INIS) positiv zu beantworten. EU- 
RATOM hatte aufgrund eines Vertrages mit der 
lAEO bereits wertvolle Unterstützung bei den Vor- 
bereitungen zur Errichtung des INIS-^Systems vor 
allem im Hinblick auf die Entwicklung des Thesau- 
rus sowie bei der Aufstellung von Programmen für 
die Auswertung der INIS-Kartei gewährt. 


Wissenschaftliche und technische Zusammenarbeit 

51 . Im Frühjahr 1969 hatte die Arbeitsgruppe „Poli- 
tik auf dem Gebiet der wissenschaftlichen und tech- 
nischen Forschung" des Ausschusses für mittel- 
fristige Wirtschaftspolitik in einem zusammenfas- 
senden Bericht eine große Zahl gemeinsamer euro- 
päischer Aktionen auf den Gebieten Informatik, 
Femmeldewesen, neue Verkehrsmittel, Umwelt- 
schutz, Metallurgie, Ozeanographie und Meteorolo- 
gie vorgeschlagen (Beschlüsse des Rates vom 31. Ok- 
tober 1967 und vom 10. Dezember 1968). 

Im November 1969 lud der Rat der Europäischen 
Gemeinschaften Großbritannien, Dänemark, Irland 
Norwegen, Schweden, die Schweiz, Österreich, Spa- 
nien und Portugal ein, an denjenigen der vorge- 
schlagenen Vorhaben teilzunehmen, die das Inter- 
esse aller oder der meisten Mitgliedstaaten der Ge- 
meinschaft gefunden hatten. Als größere Projekte 
sind dabei die Entwicklung eines Datenverarbei- 
tungssystems hoher Leistung und die Errichtung 
eines europäischen meteorologischen Rechenzen- 
trums hervorzuheben. Die für das Gebiet der Me^ 
tallurgie vorgeschlagene konzertierte Aktion ist 
ein neuartiges Verfahren der Zusammenarbeit, das 
später auch auf anderen Gebieten Anwendung fin- 
den soll; es soll im wesentlichen darin bestehen, 
daß Unternehmen oder Institute auf Empfehlung 
eines europäischen Gremiums öffentliche Förde- 
rungsmittel ihres Landes oder, soweit es sich um 
Forschungszentren der Gemeinschaft handelt, aus 
deren Haushalt erhalten. 

Nachdem alle eingeladenen Staaten sich grundsätz- 
lich zur Zusammenarbeit bereit erklärt hatten, fand 
auf Einladung des Rates der Europäischen Gemein- 
schaften von Mitte April bis Mitte Juni 1970 in 
Brüssel eine erste Runde von Sachverständigen- 
gesprächen statt. Dabei brachten die Vertreter aller 
beteiligten 15 Staaten nach Erörterung der einzelnen 
Vorschläge ihr grundsätzliches Interesse an einer 
Beteiligung ihres Landes zum Ausdruck und schlu- 
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gen vor, in einer zweiten Phase der Gespräche die 
Vorhaben im einzelnen festzulegen und konkrete 
vertragliche Vereinbarungen zwischen den jeweils 
zur Zusammenarbeit bereiten Staaten auszuarbeiten. 

Auf seiner Tagung vom 23. Juli 1970 unter Vorsitz 
von Bundesminister Leussink stimmte der Rat der 
Europäischen Gemeinschaften dem Ergebnis der 
‘Sachverständigengespräche grundsätzlich zu und 
lud die neun beteiligten Drittländer ein, mit der 
zweiten Phase der Verhandlungen im September 
1970 zu beginnen. Zur Überwachung und Koordinie- 
rung der vielfältigen Arbeiten hinsichtlich der ver- 
schiedenen Projekte schlug der Rat die Einsetzung 
eines Ausschusses hoher Beamter vor, dem Vertre- 
ter aller 15 an der Zusammenarbeit interessierten 
Staaten angehören sollen. Er entsprach damit vor 
allem dem deutschen Anliegen, die notwendige Ko- 
härenz der angestrebten europäischen Zusammen- 
arbeit auf dem Gebiet der wissenschaftlichen und 
technischen Forschung sicherzustellen. 

Nach der Entschließung des Rats vom 10'. Dezember 
1968 soll eine Konferenz der für Technologiefragen 
zuständigen Minister aller beteiligten Staaten über 
die Zusammenarbeit beschließen. Der Rat hat den 
neun Drittländern vorgeschlagen, eine solche Kon- 
ferenz für Ende 1970 vorzusehen, um über die 
ersten, bis dahin im einzelnen vorbereiteten ge- 
meinsamen Vorhaben zu entscheiden. 

Die Bundesregierung hofft, daß die Verhandlungen 
zügig fortgeführt werden und bald zu konkreten 
Ergebnissen führen. Sie sieht darin den Beginn einer 
weit umfassenderen und in sich geschlossenen Zu- 
sammenarbeit einer erweiterten Europäischen Ge- 
meinschaft auf dem Gebiet der wissenschaftlichen 
und technischen Forschung. 

52. Die Arbeitsgruppe „Politik auf dem Gebiet der 
wissenschaftlichen und technischen Forschung" hat 
indessen aufgrund ihres Mandats vom 31. Oktober 
1967 ihre Arbeiten insbesondere auf den Gebieten 
deir wissenschaftlich-technischen Information und 
Dokumentation und der nachakademischen Ausbil- 
dung fortgesetzt. Sie konzentriert ihre Untersuchun- 
gen jedoch vor allem auf die systematische Aus- 
wahl weiterer, für die europäische Zusammenarbeit 
geeigneter Gebiete. 

EGKS 

53. Im Berichtszeitraum wurde die Prüfung von 
10 konkreten Stahlforschungsprojekten abgeschlos- 
sen. Der Rat hat dem Antrag der Kommission zu- 
gestimmt, für diese Vorhaben insgesamt etwa 3,9 
Millionen RE auf der Grundlage des Artikels 55 § 2 
Buchstabe c EGKS-V bereitzustellen. 

Im Berichtszeitraum hat die Kommission die Aus- 
arbeitung eines neuen mittelfristigen Programms 
(1970 bis 1974) zur Unterstützung der Kohlefor- 
schung gemäß Artikel 55 EGKS-V beschlossen mit 
dem Ziel: 

— die Anstrengungen auf die Gebiete zu konzen- 
trieren, die am ehesten in absehbarer Zeit zu 
Ergebnissen führen; 


— die Forschungsarbeiten zu harmonisieren; 

— die Auswahl der Beihilfeanträge mit wesentli- 
cher Bedeutung zu erleichtern; 

— der Auswahl der wichtigsten Vorhaben, an deren 
Finanzierung die Kommission der EG sich be- 
teiligt. 


X. Sozialpolitik 

54. Zwei Ratstagungen in Besetzung der Arbeits- 
minister und die dreigliedrige Beschäftigungskon- 
ferenz in Luxemburg kennzeichnen die sozialpoli- 
tische Aktivität der Gemeinschaft im Berichtszeit- 
raum. Wichtige Ergebnisse sind die Einigung im 
Rat auf eine revidierte Verordnung Nr. 3 über die 
Soziale Sicherheit der Wanderarbeitnehmer und 
auf eine Reform des Europäischen Sozialfonds. Sie 
bilden, zusammen mit den Folgerungen aus der Be- 
schäftigungskonferenz und der deutschen sozial- 
politischen Initiative 1970 die Grundlage weiterer 
Arbeiten. 

Sozialpolitische Initiative 1970 der Bundesregierung 

55. Im Rahmen einer deutschen sozialpolitischen 
Initiative 1970 hat der Bundesarbeitsminister ange- 
regt, 

a) die Schaffung eines Europäischen Sozialbudgets 
zu prüfen, 

b) gemeinsame Vorstellungen über die Ziele der 
Sozialen Sicherheit zu entwickeln. 

a) In der Gruppe Sozialfragen des Rates hatte die 
deutsche Delegation bereits früher Gelegenheit, in 
das deutsche Sozialbudget einzuführen. Sie fand das 
Interesse der übrigen Delegationen. Anknüpfend 
daran schlägt sie nun vor, auf Gemeinschaftsebene 
ein in sich zusammenhängendes Rechenwerk der Lei- 
stungen und der Finanzierung der sozialen Maßnah- 
men der Mitgliedstaaten zu schaffen und dazu von 
der Kommission 

— eine Gegenüberstellung der in den Mitgliedstaa- 
ten verwendeten Instrumente zur quantitativen 
Erfassung und Vorausschätzung der Leistungen 
und Finanzierung der Sozialpolitik anfertigen zu 
lassen, das sowohl Gemeinsamkeiten als auch 
Lücken aufzeigt und 

— einen Arbeitsplan entwerfen zu lassen, nach dem 
jährlich ein Europäisches Sozialbudget erstellt 
wird. Dabei wäre von den Sozialkonten auszu- 
gehen, die durch Vorausschätzungen zu erwei- 
tern wären. 

Der deutsche Vorschlag, der nach der Sommerpause 
zunächst in der Gruppe Sozialfragen des Rates er- 
örtert werden wird, hat die Chance, verwirklicht 
zu werden. 

b) Die sozialpolitische Zusammenarbeit nach Arti- 
kel 118 EWG-V stößt auf dem Gebiet der Sozialen 
Sicherheit wegen der dort geltenden unterschied- 
lichen Systeme immer wieder auf Schwierigkeiten. 
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Die bisher angewandten Methoden, mit denen eine 
Abstimmung erreicht werden sollte, führten nicht 
zum Ziel. Die deutsche Delegation schlägt daher 
vor, sich auf gemeinsame Ziele zu einigen, die von 
den Mitgliedstaaten mit ihren unterschiedlich struk- 
turierten Systemen der Sozialen Sicherheit anzu- 
streben wären. Auf diese Weise erhielte das, was zu 
erreichen ist, den Vorrang; das Wie wäre zweitran- 
gig und bliebe dem einzelnen Mitgliedstaat über- 
lassen. 

Vor allem eine gemeinsame Zielvorstellung er- 
scheint der deutschen Delegation erreichbar: ver- 
bunden mit einer Öffnung, die Einigung auf den 
Kreis der durch die Soziale Sicherheit geschützten 
Personen. 

Der deutsche Vorschlag wäre zunächst wie folgt zu 
konkretisieren: Die Kommission legt dem Rat einen 
Bericht über den persönlichen Geltungsbereich der 
verschiedenen Zweige der Sozialen Sicherheit vor; 
dieser prüft, in welchen Zweigen ggf. in welcher 
Reihenfolge eine Übereinstimmung des versicherten 
Personenkreises zu erreichen ist und welcher ge- 
meinschaftlichen Tätigkeit es dazu bedarf. 

Selbst wenn es gelingen sollte, die übrigen Dele- 
gationen für den deutschen Vorschlag zu gewinnen, 
dürften Fortschritte nur auf lange Sicht zu erwarten 
sein. 

Soziale Sicherheit der Wanderarbeitnehmer 

56 , Die Revision der Verordnung Nr. 3 über die So- 
ziale Sicherheit der Wanderarbeitnehmer ist abge- 
schlossen worden. Neu gegenüber der bisherigen 
Regelung ist die Anwendung des Beschäftigungs- 
landsprinzips auf die Familienleistungen und die 
Leistungen der Arbeitslosenversicherung. Damit sind 
die Arbeitnehmer aus anderen Ländern der Gemein- 
schaft hinsichtlich ihrer sozialen Sicherheit den Ar- 
beitnehmern des Gastlandes gleichgestellt worden, 
was zum Teil mit erheblichen Verbesserungen ver- 
bunden ist. Das mit der Einleitung der Revision u. a. 
angestrebte Ziel, zu einfacheren und verständliche- 
ren Regelungen einer komplizierten Materie zu 
kommen, ist nicht erreicht worden. Die stark von- 
einander abweichenden Systeme der Sozialen Sicher- 
heit in den Ländern der Gemeinschaft standen dem 
entgegen. 

Die revidierte Verordnung Nr. 3 bedarf noch der 
sprachlichen Überarbeitung. Sie wird sieben Monate 
nach Genehmigung der Durchführungsverordnung 
durch den Rat in Kraft treten. Der Text der Durch- 
führungsverordnung wird z. Z. von der Kommis- 
sion ausgearbeitet. Gleichzeitig gehen in den Rats- 
gremien die Arbeiten an der Verordnung über die 
Feststellung der Anhänge der revidierten Verord- 
nung Nr. 3 weiter. 


Reform des Europäischen Sozialfonds 

57 . Der Rat hat sich über die Reform des Europä- 
ischen Sozialfonds geeinigt. Hiernach wird der Fonds 
künftig auf Grund besonderer Ratsbeschlüsse tätig 


werden, wenn die Arbeitsmarktlage durch Maß- 
nahmen im Rahmen gemeinschaftlicher Politiken 
oder durch gemeinsam beschlossene Rechtsakte be- 
einflußt wird (Arbeitsgebiet A). Darüber hinaus 
wird der Fonds für eine auf fünf Jahre befristete 
Übergangszeit mit mindestens der Hälfte seiner Mit- 
tel auf Grund von Durchführungsbestimmungen tä- 
tig werden können, um bestimmte Schwierigkeiten 
zu überwinden, die nur indirekt mit dem gemein- 
samen Markt Zusammenhängen oder dessen harmo- 
nischen Ausbau gefährden könnten. In Aussicht 
genommen sind Hilfen für auf längere Zeit geplante 
Aktionen zur Beseitigung struktureller Arbeitslosig- 
keit und Unterbeschäftigung, zur Ausbildung hoch- 
qualifizierter Arbeitskräfte und zur beruflichen An- 
passung besonderer Gruppen von Erwerbstätigen 
(Arbeitsgebiet B). 

Die Einigung erfolgte über einen Kompromiß, der 
u. a. in dem Zugeständnis der Hilfen nach dem Ar- 
beitsgebiet B an Italien und dem Verzicht auf eine 
italienische Forderung bestand, Hilfen des Fonds 
hauptsächlich für die Wiederbeschäftigung als Ar- 
beiter und nur für Angehörige der Mitgliedstaaten 
vorzusehen. 

Bei der Verwaltung des Fonds wird die Kommission 
künftig eine stärkere Stellung einnehmen. Sie wird 
nicht nur dem Rat die Vorschläge für Beschlüsse auf 
dem Arbeitsgebiet A vorlegen, sondern die Vorha- 
ben und Beihilfeanträge in beiden Bereichen den 
Durchführungsbestimmungen entsprechend zu ge- 
nehmigen haben, wobei sie u. U. zur Einhaltung der 
Haushaltsansätze unter mehreren Projekten aus- 
wählen kann. 

Sobald der Rat seinen Beschluß endgültig formuliert 
hat, werden die Arbeiten an den Durchführungsver- 
ordnungen beginnen. 


Beschäftigungspolitik 

58 , Ende April fand in Luxemburg — zum ersten 
Mal seit Bestehen der Gemeinschaft — eine Be- 
schäftigungskonferenz der EWG-Staaten statt. An - 
ihr nahmen neben den Arbeits- und Sozialministern 
der Mitgliedstaaten und der Kommission Vertreter 
der auf europäischer Ebene bestehenden Organisa- 
tionen der Sozialpartner, aber auch der beiden kom- 
munistischen Gewerkschaften in Frankreich (C. G. T.) 
und in Italien (C. G. 1. L.) teil. Im Mittelpunkt der 
Tagung stand das Bemühen, die Sozialpartner stär- 
ker als bisher am Entscheidungsprozeß in der euro- 
päischen Beschäftigungspolitik zu beteiligen. Als 
Folgerung des Rates aus der Konferenz ist der Auf- 
trag an den Ausschuß der Ständigen Vertreter er- 
gangen, zusammen mit der Kommission und unter 
Konsultation der «Sozialpartner ein Schema für den 
Aufbau eines Ständigen Ausschusses für Beschäfti- 
gungspolitik auszuarbeiten. Aufgabe dieses Aus- 
schusses soll es sein, die Beschäftigungspolitik der 
Mitgliedstaaten im Hinblick auf die Ziele der Ge- 
meinschaft zu koordinieren. Den ausgeprägten In- 
teressen der Sozialpartner stehen einige institutio- 
neile Schwierigkeiten seitens der Gemeinschaft 
entgegen. 
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Berufsausbildung 

59 . Im Rahmen seiner 1963 aufgestellten Grund- 
sätze zur Durchführung einer gemeinsamen Politik 
der Beruf saus uildung hat der Rat eine Empfehlung 
über die Anwendung des Europäischen Berufsbil- 
des für die Ausbildung von Facharbeitern an spa- 
nenden Werkzeugmaschinen beschlossen. Die Emp- 
fehlung bezieht sich auf 

— Kenntnisse und Fertigkeiten, die während der 
Ausbildung zu erwerben sind, 

— Prüfungsanforderungen, 

— Diplome, Prüfungszeugnisse und sonstige Be- 
fähigungsnachweise, die in den Mitgliedstaaten 
anerkannt werden 

und gibt in einem technischen Anhang Beispiele 
für die Fertigkeitsprüfungen. 

Die endgültige Verabschiedung des inzwischen in 
rechtlicher und sprachlicher Hinsicht überarbeiteten 
Textes ist in Kürze zu erwarten. 


Maßnahmen im Bereich der EGKS 

Anpassungs- und Umstellungsmaßnahmen 

60 . Die Bundesregierung hat im Berichtszeitraum 
bei der Kommission einen Antrag auf Gewährung 
von Anpassungshilfen zugunsten von 2 279 be- 
troffenen Arbeitnehmern gemäß Artikel 56 § 2 Buch- 
stabe b EGKSV gestellt. Der geschätzte Betrag 
der benötigten Beihilfemittel beläuft sich auf rd. 
6,3 Millionen DM. Kommission und Bundesregie- 
rung beteiligen sich je zur Hälfte an den erforder- 
lichen Aufwendungen. 

Die Kommission hat im Berichtszeitraum einen An- 
trag mit einer Beihilfesumme von 545 000 DM für 
115 betroffene Arbeitnehmer genehmigt; die Bei- 
hilf esumme wird je zur Hälfte von der Kommission 
und der Bundesregierung getragen. 

Einen Antrag, der einen Grenzfall im Steinkohlen- 
bergbau betraf, hat die Kommission abgelehnt. 

Die Errichtung neuer industrieller Arbeitsplätze in 
den vom Strukturwandel betroffenen Montanrevie- 
ren der Bundesrepublik hat die Kommission wie 
auch im vorangegangenen Berichtszeitraum mit ge- 
ringer Intensität gefördert. Auf der Grundlage des 
Artikels 56 § 2 Buchstabe a EGKSV wurden lediglich 
2 Anträge der Bundesregierung auf Gewährung von 
Umstellungsdarlehen genehmigt, davon ein Antrag 
mit einer Kreditsumme von 20 Millionen DM 
und ein Antrag mit einem Zinszuschuß für ein Ka- 
pitaldarlehen von 11 Millionen DM. 

Im gleichen Zeitraum hat die Bundesregierung 3 
neue Anträge mit einem Gesamtvolumen von 14,5 
Millionen DM zur Genehmigung vorgelegt. Unter 
Einbeziehung dieser 3 Anträge steht die Entschei- 
dung der Kommission noch in 13 Fällen aus, die ein 
Kreditvolumen von zusammen rd. 122 Millionen 
DM repräsentieren. 


Die Kommission beabsichtigt, in bestimmten Aus- 
nahmefällen Industriedarlehen im Rahmen des Ar- 
tikels 54 EGKSV mit Zinsverbilligung für den ge- 
samten oder einen Teil des Darlehensbetrages zu 
gewähren. Diese Zinsverbilligung gilt für Investi- 
tionsvorhaben von Unternehmen im Sinne des Ar- 
tikel 80 EGKSV (Montanunternehmen), soweit nach- 
stehende Investitionsziele realisiert werden: 

1. Investitionen zur Erfüllung von Sicherheits- oder 
Hygienevorschriften allgemeiner Art (Gesetze, 
Rechtsverordnungen) oder spezieller Art (Bau- 
und/oder Betriebserlaubnisauflagen), wenn die 
Kosten dieser Investitionen die Unternehmen 
regional allzu unterschiedlich belasten. 

2. Investitionen, die die Integration der EGKS- 
Unternehmen über die bestehenden Staatsgren- 
zen hinweg fördern, sofern diese Investitionen 
steuerlich, rechtlich oder administrativ noch be- 
nachteiligt sind. 

3. Investitionen, die bestehende und einen ganzen 
Montansektor beeinträchtigende Engpässe be- 
seitigen. 

4. Investitionen zur Errichtung von Forschungs- 
oder Beruf sausbdldungseinrichtungen der Mon- 
tanindustrien. 


Arbeiterwohnungsbau 

61 . Die Kommission hat seit der letzten Bericht- 
erstattung die Bereitstellung von EGKS-Mitteln für 
den Bau von weiteren 724 Montanarbeiter-Wohnun- 
gen genehmigt. Die Bundesrepublik ist mit 615 Woh- 
nungen, für die 3 164 000 DM bewilligt wurden, be- 
teiligt. 


Xi. Der gemeinsame Markt 


Freier Waren- und Personenverkehr 

62 . Die Kommission hat dem Rat am 22. April 1970 
eine Mitteilung über die Abschaffung der Personen- 
und Warenkontrollen im innergemeinschaftlichen 
Verkehr zugeleitet. Sie drängt darin, die Arbeiten 
zur Abschaffung dieser Kontrollen zu beschleuni- 
gen. 

Die Bundesregierung begrüßt diese Initiative. Sie 
prüft z. Z., inwieweit bereits kurzfristig Erleichte- 
rungen, vor allem im Personenverkehr, zu er- 
reichen sind. Im Warenverkehr sollen die Arbeiten 
zur Beseitigung der Ursachen der Kontrollen (An- 
gleichung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften) 
beschleunigt fortgeführt werden, damit auch hier 
die Kontrollen möglichst bald entfallen können. 

In den Rahmen der allgemeinen Aufhebung der 
Kontrollen an den Binnengrenzen der Gemeinschaft 
gehört auch der dem Rat von der Kommission am 
24. Juni 1970 vorgelegte Vorschlag einer Richtlinie 
betr. die Angleichung der Rechtsvorschriften über 
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die Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung und die 
Grenzkontrolle der Versicherungspflicht. Der Weg- 
fall der Grenzkontrolle der sogenannten „grünen 
Karte" soll der Erleichterung des grenzüberschrei- 
tenden Kraftfahrzeug- Verkehrs innerhalb der Ge- 
meinschaft dienen. 


Umformung staatlicher Handelsmonopole 

63 > Die Kommission hatte Ende vergangenen Jah- 
res Empfehlungen zur Umformung staatlicher Han- 
delsmonopole in den Mitgliedstaaten gemäß Arti- 
kel 37 EWG erlassen. 

Zur Zeit ist noch nicht zu übersehen, ob die Mit- 
gliedstaaten den Empfehlungen in allen Teilen nach- 
gekommen sind. Das gilt insbesondere auch für die 
Umformung des französischen und des italienischen 
Tabakmonopols auf Grund der Ratsentschließung 
vom 6. März 1970. 

Entsprechend der Empfehlung zur Umformung des 
deutschen Branntweinmonopols bereitet die Bundes- 
regierung ein Gesetz über die Erhebung einer 
besonderen Ausgleichsabgabe auf eingeführten 
Branntwein vor. Es ist vorgesehen, daß die Bundes- 
monopolverwaltung die noch bestehenden mengen- 
mäßigen Beschränkungen der Einfuhr von Trink- 
branntwein aus den EWG-Mitgliedstaaten mit 
Inkrafttreten des Gesetzes aufhebt. 


Freizügigkeit 

64 . In Fortführung der Maßnahmen zur Herstellung 
der Freizügigkeit hat die Kommission am 29. Juni 
1970 die Verordnung über idas Recht der Arbeit- 
nehmer, nach Beendigung einer Beschäftigung im 
Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaates zu verbleiben, 
erlassen. 

Die Verordnung legt die Voraussetzung fest, unter 
denen Arbeitnehmer nach Beendigung ihrer Be- 
schäftigung wegen Erreichung des Rentenalters oder 
dauernder Arbeitsunfähigkeit in dem Hoheitsgebiet 
des Mitgliedstaates, in dem sie sich aufgehalten 
haben und tätig waren, verbleiben können, und 
regelt die Ausübung ües Verbleiberechts. Das Ver- 
bleiberecht erstreckt sich auch auf die Familienange- 
hörigen der Arbeitnehmer. Den von der Verordnung 
erfaßten Personen wird, abweichend von den Grund- 
sätzen des Ausländergesetzes, bei Erfüllung der 
Voraussetzungen ein Rechtsanspruch auf Aufent- 
haltserlaubnis für das Bundesgebiet eingeräumt. 


Niederlassungsrecht und freier Dienstleistungs- 
verkehr 

65 . Die Richtlinien über öffentliche Bauaufträge, 
Kreditinstitute und Hilfsberufe des Verkehrs sind 
im Rat selbst erörtert worden, jedoch konnte bisher 
eine Einigung nicht erzielt werden. Zur Richtlinie für 
Kreditinstitute ist der Währungsausschuß um Stel- 


lungnahme gebeten worden. Die Beratungen über 
die anderen Richtlinien sind in den Arbeitsgruppen 
fortgesetzt worden. Bei der Richtlinie für Direkt- 
versicherung zeichnet sich zum Problem der Kapi- 
talausstattung auf der Grundlage eines deutschen 
Kompromißvorschlags eine Einigung ab. Uber die 
sieben Richtlinienvorschläge Pharmazeutik haben in 
der Gruppe Wirtschaftsfragen intensive Beratungen 
stattgefunden. 

Zu den Richtlinien für Architekten hat die deutsche 
Delegation vorgeschlagen, die Fachhochschulen in 
die Anerkennung einzubeziehen und für die Ab- 
solventen der bisherigen Ingenieurschulen eine 
Übergangsregelung vorzusehen. Die Verhandlungen 
darüber sind noch nicht abgeschlossen. Das Euro- 
päische Parlament hat die Richtlinienvorschläge der 
Kommission für Ingenieure, nach denen zwei Kate- 
gorien von Ingenieuren gebildet werden sollen, 
grundsätzlich befürwortet. Die Bundesregierung 
wird bei den Beratungen im Rat jedoch weiterhin 
dafür eintreten, daß eine einzige Gruppe „Inge- 
nieure" gebildet wird. 

Aufgenommen wurden in den Ratsarbeitsgruppen 
die Erörterungen über die Richtlinienvorschläge aus 
dem Bereich der Landwirtschaft, der Filmproduktion 
und des Kohlengroßhandels. Im Gesundheitsbereich 
haben das Europäische Parlament und der Wirt- 
schafts- und Sozialausschuß zu den Richtlinienvor- 
schlägen der Kommission für Ärzte, Zahnärzte, 
Krankenschwestern und Krankenpfleger sowie Heb- 
ammen ihre Stellungnahme abgegeben, so daß diese 
Vorschläge in Kürze in den zuständigen Arbeits- 
gruppen des Rates behandelt werden können. 

Die Kommission hat dem Rat in der Zwischenzeit 
eine Reihe neuer Richtlinienvorschläge vorgelegt, 
z. B. über Tierärzte, wirtschaftsberatende Berufe und 
das Reisegewerbe. Die Beratungen über die Richt- 
linienentwürfe Krankenhäuser, Krankengymnasten 
und Masseure sowie Sozialarbeiter wurden bei der 
Kommission fortgesetzt. 

Die Bundesregierung hat in ihrer Antwort auf eine 
parlamentarische Anfrage erklärt, daß sie beab- 
sichtigt, die Arbeiten der zuständigen Arbeits- 
gruppe während der deutschen Präsidentschaft we- 
sentlich zu intensivieren. Insbesondere im Bereich 
der freien Berufe werden die Arbeiten aber noch 
längere Zeit andauern. 

66. Die Arbeitsgruppe „Gesellschaftsrecht" bei der 
Kommission setzte die Arbeiten für einen Richtli- 
nien-Entwurf zur Koordinierung des Inhalts der Bi- 
lanzen und Gewinn- und Verlustrechnungen der 
Kapitalgesellschaften fort. Die Beratungen über die 
Koordinierung der aktienrechtlichen Schutzbestim- 
mungen auf dem Gebiet der Verwaltung der Aktien- 
gesellschaften wurden bei der Kommission zu einem 
vorläufigen Abschluß gebracht und auf dem Gebiet 
der Hauptversammlung der Aktiengesellschaften 
fortgesetzt. Die Kommission hat dem Rat ferner den 
Vorschlag einer Dritten Richtlinie zur Koordinierung 
der Gläubiger- und Aktionärsschutzbestimmungen 
bei nationalen Fusionen von Aktiengesellschaften 
unterbreitet. 
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67 . Außerdem hat die Kommission dem Rat auf 
der Grundlage des Artikels 235 EWG den Entwurf 
einer Verordnung über das Statut der Europäischen 
Handelsgesellschaft vorgelegt. Der Rat hat diesen 
Vorschlag an das Europäische Parlament und den 
WirtschaftS“ und Sozialausschuß überwiesen. 


Kapitalverkehr 

68. Bei der Liberalisierung des Kapitalverkehrs 
sind auch in diesem Berichtszeitraum keine Fort- 
schritte erzielt worden. Die Probleme des Kapital- 
verkehrs stehen in so engem Zusammenhang mit 
der Wirtschafts- und Währungspolitik der Mitglied- 
staaten, daß sie nach Auffassung einiger Mitglied- 
Staaten nur mit deren fortschreitender Harmonisie- 
rung gelöst werden können? der deutsche Stufen- 
plan sieht die zügige Weiterführung der Arbeiten 
in diesem Bereich vor. 


Stahlmarkt 

69 . Die gute Konjunktur des Stahlmarktes hielt 
auch in der ersten Jahreshälfte 1970 an. Die Roh- 
stahlerzeugung der Gemeinschaft erreichte im 
1. Halbjahr 1970 56,6 Millionen t? sie war damit im 
Monatsdurchschnitt um 5,4 Vo höher als im Monats- 
durchschnitt des ganzen Jahres 1969. 

Die Dynamik der weltweit hohen Stahlnachfrage 
hat in den letzten Monaten jedoch etwas nachgelas- 
sen. Daher konnten die von den Regierungen der 
Mitgliedstaaten zur Verbesserung der Stahlversor- 
gung in der Gemeinschaft beschlossenen befristeten 
Zollaussetzungen Ende Juli 1970 auslaufen. 

Die Listenpreise der Stahlerzeuger in den Mitglied- 
staaten sind — mit Ausnahme gewisser Erhöhungen 
in Frankreich — seit Jahresbeginn stabil geblieben. 
Auch auf den Stahlexportmärkten hat sich der Preis- 
anstieg nach einem Höhepunkt im Frühjahr nicht 
mehr fortgesetzt. 

Die Daten des Stahlbinnen- und -außenhandeis der 
Gemeinschaft für die erste Jahreshälfte, soweit sie 
bislang verfügbar sind, lassen keine bedeutsamen 
Veränderungen erkennen. Der Anteil der Bundesre- 
publik am Binnenaustausch der Gemeinschaft war 
im 1. Halbjahr 1970 mit 3,2 Millionen t Bezügen und 
2,0 Millionen t Lieferungen an Walzstahl ebenso hoch 
wie im vorausgegangenen Halbjahreszeitraum. Dem 
Stahlmarkt der Bundesrepublik standen im 1. Halb- 
jahr 1970 um 0,3 auf 1,4 Millionen t erhöhte Walz- 
stahleinfuhren aus dritten Ländern zur Verfügung? 
die deutschen Walzstahlausfuhren in dritte Länder 
gingen im- 1. Halbjahr 1970 um 0,6 auf 2,2 Millionen t 
zurück. 

Nach einer Veröffentlichung der Kommission wer- 
den die Produktionsmöglichkeiten der Gemein- 
schaft von 121 Millionen t Rohstahl im Jahre 1969 
auf 147 Millionen t Rohstahl im Jahre 1973 auf- 
grund der bisher beschlossenen und geplanten In- 
vestitionen der Stahlunternehmen wachsen? für die 


Bundesrepublik nennt diese Veröffentlichung Roh- 
stahl-Produktionsmöglichkeiten von 51 Millionen l 
im Jahre 1969 und 62 Millionen t im Jahre 1973. 


XII. Rechtsangleichung 
Technische Handelshemmnisse 

70 . In Durchführung des „Allgemeinen Programms 
zur Beseitigung der technischen Hemmnisse im Wa- 
renverkehr, die sich aus Unterschieden in den Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten er- 
geben" vom 28. Mai 1969 hat der Rät im Berichts- 
zeitraum zwei Richtlinien verabschiedet. Sie betref- 
fen die Angleichung der Rechtsvorschriften über 
Vorrichtungen für Schallzeichen und über Türen von 
Kraftfahrzeugen. Die Beratung von Vorschlägen der 
Kommission für weitere Richtlinien in den Arbeits- 
gruppen des Rates und der Kommission wurde fort- 
gesetzt. 

Lebensmittelrecht 

71 . Mit den Verordnungen des Rates Nr. 816/70 
vom 28. April 1970 zur Festlegung ergänzender Vor- 
schriften für die gemeinsame Marktorganisation für 
Wein, Nr. 817/70 vom 28. April 1970 zur Festle- 
gung besonderer Vorschriften für Qualitätsweine 
bestimmter Anbaugebiete (Amtsblatt EG Nr. L 99 
vom 5. Mai 1970) und den dazu vom Rat und der 
Kommission erlassenen Durchführungsverordnungen 
ist hinsichtlich der Tafelweine, der Qualitäts weine 
bestimmter Anbaugebiete sowie deren Ausgangs- 
stoffe in erster Linie jene Harmonisierung von 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten auf dem Ge- 
biete des Weinrechts durchgeführt worden, die für 
das Funktionieren der gemeinsamen Marktordnung 
für Wein unerläßlich war. Wenn von dieser Harmo- 
nisierung auch ein großer Teil der nationalen wein- 
rechtlichen Bestimmungen erfaßt wurde, so ist da- 
mit die Rechtsangleichung auf dem Gebiet des Wein- 
rechts noch nicht abgeschlossen. Für eine vollstän- 
dige Harmonisierung sind weitere Maßnahmen er- 
forderlich, insbesondere hinsichtlich der Herstel- 
lungsverfahren, der Weinkontrolle und der Dekla- 
rationen. Von der bisherigen Rechtsangieichung 
nicht erfaßt wurden Dessertweine (Likörweine), 
Schaumweine, weinhaltige Getränke und Brannt- 
weine aus Wein. 

Hervorzuheben ist ferner die am 13. Juli 1970 er- 
lassene Richtlinie des Rates zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten für Stoffe mit 
antioxydierender Wirkung, die in Lebensmitteln 
verwendet werden dürfen (Amtsblatt EG Nr. L 157 
vom 18. Juli 1970). 


Arzneimittelrecht 

72 . Die Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften hat dem Rat den Vorschlag einer Richtlinie 
über die analytischen, pharmakologisch-toxikologi- 
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sehen und klinischen Vorschriften und Protokolle für 
Arzneimittelversuche vorgelegt. Der Richtlinienvor- 
schlag soll den Verkehr mit Arzneispezialitäten er- 
leichtern, indem die Durchführung von Arzneimittel- 
versuchen und deren Erprobung vor dem Inverkehr- 
bringen einer Arzneispezialität in den Mitgliedstaa- 
ten vereinheitlicht wird. Die Gruppe Wirtschaftsfra- 
gen des Rates hat mit den Beratungen des Richt- 
linienvorschlags begonnen. 


Veterinärrecht 

73 . Der Rat hat am 13. Juli 1970 die Richtlinie über 
die Verlängerung der in Artikel 7 Abs. 1 Buchstabe C 
der Richtlinie des Rates vom 26. Juni 1964 zur Rege- 
lung viehseuchenrechtlicher Fragen beim innerge- 
meinschaftlichen Handelsverkehr mit Rindern und 
Schweinen vorgesehenen Frist verabschiedet. 

Der Richtlinienvorschlag zur Regelung viehseuchen- 
rechtlicher und gesundheitlicher Fragen bei der Ein- 
fuhr von Rindern und Schweinen und von frischem 
Fleisch aus Drittländern wurde mit Vorrang weiter- 
behandelt. 


Zollrecht 

74 . Die laufenden Arbeiten an der weiteren Har- 
monisierung des Zollrechts der Mitgliedstaaten 
dienten im wesentlichen der Ausarbeitung von 
Durchführungsvorschriften zu den vom Rat erlas- 
senen Verordnungen und Richtlinien, und zwar auf 
den Gebieten Warenursprung, Zollwert, Zollgutver- 
sand, Zollagerung und Veredelungsverkehr. 


Ausfuhrkreditversicherung 

75 . Die Arbeiten an den Richtlinienentwürfen über 
den Erlaß einer Gemeinsamen Police für mittel- und 
langfristige Ausfuhrgeschäfte mit öffentlichen Käu- 
fern (Lieferantenkredite) und einer entsprechenden 
Police für Ausfuhrgeschäfte mit privaten Käufern 
sind soweit abgeschlossen, daß sie in aller Kürze 
— wahrscheinlich noch im Oktober 1970 — vom 
Rat verabschiedet werden können. Damit werden 
auf zwei wichtigen Teilgebieten des mittel- und 
langfristigen Exports gemeinsame Policen vorlie- 
gen. Sie sollen möglichst am 1. September 1971 in 
Kraft treten. Ein Zeitplan, auf den man sich inzwi- 
schen geeinigt hat, sieht einen Aufschub des In- 
krafttretens vor, wenn die Harmonisierung auf wei- 
teren Teilgebieten der Kreditversicherung (insbeson- 
dere ein gemeinsames Prämiensystem) noch nicht 
verabschiedet werden kann. Die Harmonisierung 
der verschiedenen Bereiche soll soweit wie möglich 
gleichzeitig erfolgen. Die Beratungen im EWG-Ar- 
beitskreis Kreditversicherung über die Angleichung 


der wesentlichen Elemente der Bürgschaften und Ga- 
rantien für kurzfristige Risiken stehen kurz vor 
dem Abschluß. Inzwischen wurden auch Untersu- 
chungen darüber eingeleitet, inwieweit Rahmen- 
und Sammelpolicen, die die Versicherung einer 
Vielzahl von Geschäften ermöglichen, vereinheit- 
licht werden können. 


Internationale Übereinkommen 

76 . Die Bundesregierung hat die Zustimmungsge- 
setze zu dem 

— am 29. Februar 1968 gezeichneten Übereinkom- 
men über die gegenseitige Anerkennung von 
Gesellschaften und juristischen Personen (EWG- 
Anerkennungsübereinkommen) und zu dem 

— am 27. September 1968 gezeichneten Überein- 
kommen über die gerichtliche Zuständigkeit und 
die Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen in 
Zivil- und Handelssachen (EWG-Vollstreckungs- 
übereinkommen) 

vorbereitet. Für diese internationalen Übereinkom- 
men ist eine einheitliche Auslegung durch den Ge- 
richtshof der Europäischen Gemeinschaften zweck- 
mäßig. Eine Arbeitsgruppe beim Rat hat die Ent- 
würfe zweier Protokolle zur Übertragung von Aus- 
legungszuständigkeiten auf den Gerichtshof ausge- 
arbeitet. 

77 . Die zur Vorbereitung eines Übereinkommens 
über die Vereinheitlichung des internationalen Pri- 
vatrechts auf bestimmten Gebieten des Zivilrechts, 
die für das Funktionieren des Gemeinsamen Mark- 
tes von Bedeutung sind, eingesetzte Arbeitsgruppe 
hat ihre Tätigkeit fortgesetzt. 

78 . Die 1969 wieder aufgenommenen Arbeiten zur 
Schaffung eines europäischen Patentrechts wurden 
fortgeführt. Im April und Mai 1970 wurden die nicht- 
staatlichen internationalen Organisationen auf dem 
Patentgebiet zu dem Ersten Vorentwurf eines Über- 
einkommens über die Einführung eines europä- 
ischen Patenterteilungsverfahrens, an dem bisher 17 
europäische Staaten beteiligt sind, und zu dem Er- 
sten Vorentwurf eines Übereinkommens über das 
europäische Patent für den Gemeinsamen Markt an- 
gehört. Die Stellungnahmen der internationalen Or- 
ganisationen wurden eingehend erörtert; außerdem 
wurden die Beratungen über die noch fehlenden Be- 
stimmungen in beiden Übereinkommen fortgesetzt. 

79 . Die Arbeitsgruppe nach Artikel 220 Abs. 3 
EWG-V hat ihre Beratungen über ein Übereinkom- 
men über die internationale Fusion von Aktienge- 
sellschaften fortgesetzt. Es ist damit zu rechnen, daß 
die Gruppe ihre Arbeiten Ende 1970 abschließen 
wird. 
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C. Außenbeziehungen und Erweiterung 


XIII. Außenwirtschaftspolitik 
Zollpolitik 

80 . Im April 1970 haben in der Welthandelskonfe- 
renz die ersten Konsultationen mit den Entwick- 
lungsländern über die Vorstellungen und Absichten 
der Industrieländer bezüglich des allgemeinen Zoll- 
präferenzsystems stattgefunden. Die Gemeinschaft 
hat die Arbeiten zur Ausgestaltung ihres endgülti- 
gen Angebotes fortgesetzt. 

81 . Die EWG hat nunmehr auch mit Pakistan ein 
Abkommen geschlossen, das Juteerzeugnissen aus 
diesem Land zollbegünstigten Zugang auf dem 
Markt der Gemeinschaft gewährt. Die Zollkontin- 
gente, die Indien und Pakistan in früheren Abkom- 
men für handgefertigte Erzeugnisse eingeräumt 
worden sind, wurden auf weitere Waren ausge- 
dehnt. 

82 . Die am 1. Oktober 1970 in Kraft tretenden Ab- 
kommen zwischen der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft und Spanien bzw. Israel haben um- 
fangreiche Anpassungsarbeiten für den Gemeinsa- 
men Zolltarif erfordert. 

Die Bemühungen des Zolltarifausschusses, die ein- 
heitliche Auslegung des Gemeinsamen Zolltarifs in 
den Mitgliedstaaten durch Tarif entscheidungen zu 
gewährleisten, waren erfolgreich. 


Handelspolitik 

83 . Der Rat hat am 25. Mai 1970 zwei neue Rege- 
lungen auf dem Wege zur Vereinheitlichung der 
Ein- und Ausfuhrregime der Mitgliedstaaten ver- 
abschiedet, und zwar Verordnungen zur Festlegung 

— einer gemeinsamen Regelung für die Einfuhr aus 
dritten Ländern (= „LiberalisierungsVO — 
West“), 

— eines gemeinsamen Verfahrens für die Verwal- 
tung mengenmäßiger Kontingente. 

Die beiden Regelungen lösen drei Verordnungen 
vom 10. Dezember 1968 ab; sie bringen die damals 
getroffenen Regelungen für die Einfuhr aus Nicht- 
Staatshandelsländern und für die Verwaltung von 
Gemeinschaftskontingenten auf den nach dem Ende 
der Übergangszeit erreichten Stand der gemein- 
samen Handelspolitik. Dabei sind die Regelungen 
über ein besonderes gemeinschaftliches Überwa- 
chungsverfahren in die neue „LiberalisierungsVO 
West“ integriert worden. 

Die intensiven Bemühungen um die Vereinheit- 
lichung der materiellen Ein- und Ausfuhrregelungen 


der Mitgliedstaaten konzentrieren sich zur Zeit auf 
den Abschluß von Gemeinschaftsabkommen (s. Ziff. 
86 ff.) und auf die Koordinierung des autonomen 
oder vertraglichen Vorgehens der Mitgliedstaaten, 
insbesondere in den Fällen, wo Gemeinschafts- 
abkommen noch nicht möglich sind. 

84 . Die Gemeinschaft und die Mitgliedstaaten be- 
teiligten sich an der Zinn-Konferenz 1970 der Ver- 
einten Nationen vom 13. April bis 15. Mai 1970 in 
Genf. Auf Grund gemeinsamer Bemühungen gelang 
es, in das neue Internationale Zinn-Abkommen 
eine Bestimmung einzufügen, die es der Gemein- 
schaft gestattet, künftig am Internationalen Zinn- 
Abkommen teilzunehmen und bei Fragen der ge- 
meinschaftlichen Zuständigkeit die Stimmrechte der 
Mitgliedstaaten gemeinsam auszuüben. 

85 . Die Gemeinschaft und die Mitgliedstaaten füh- 
ren in Anrechnung auf die Verpflichtung im Rah- 
men des Nahrungsmittelhilfe-Übereinkommens der 
internationalen Getreideübereinkunft für 1969/70 
Getreidelieferungen in Höhe von 1,035 Millionen t 
zum Teil gemeinschaftlich, zum Teil einzelstaatlich 
durch. Dieses Programm wird auch 1970/71 in glei- 
chem Umfang fortgesetzt. 

Die Gemeinschaft schloß mit dem Welternährungs- 
programm ein Abkommen über die Lieferung von 
35 000 t Butteröl und 120 000 t Magermilchpulver an 
Entwicklungsländer. 

Außerdem beschloß die Gemeinschaft, im Rahmen 
einer Katastrophenhilfe an Peru, Rumänien und die 
Türkei Magermilchpulver, Butter und Butteröl zu 
liefern. 


Handelsabkommen 

86. Das Handelsabkommen mit Jugoslawien, das 
vor allem Regelungen über Zölle und auf dem 
Rindfleischsektor vorsieht, ist am 1. Mai 1970 in 
Kraft getreten. 

87 . Die Kommission hat mit Ermächtigung des 
Rates an Verhandlungen über ein Protokoll zur 
Verlängerung des Weltbaumwollabkommens, an 
dem die Gemeinschaft beteiligt ist, teilgenommen; 
sie führt zur Zeit Gespäche mit den Hauptliefer- 
ländern über Selbstbeschränkungsvereinbarungen 
nach Artikel 4 dieses Abkommens. 

88. Auf Empfehlung der Kommission hat der Rat 
diese ermächtigt, mit Japan über ein Handelsabkom,- 
men mit der Gemeinschaft zu verhandeln; die Ver- 
handlungen haben Mitte September begonnen. 
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88 a. Auf Initiative der EG fand am 31. Juli bis 
1. August 1970 in Genf ein (erstes) informelles, ver- 
trauliches Gespräch zwischen den vier Haupthan- 
delspartnern EWG, USA, Japan und England über 
handelspolitische Fragen statt (ausgelöst durch den 
schwebenden Entwurf eines neuen US-Handelsge- 
setzes, das u. a. mengenmäßige Einfuhrbeschränkun- 
gen für Textilien vorsieht). Zweck dieses Meinungs- 
austausches und etwaiger weiterer Gespräche ist 
es, angesichts der drohenden Gefahren für den Welt- 
handel einvernehmliche Lösungen im Sinne der 
Aufrechterhaltung des freien Welthandels zu finden. 
Die BRD ist mit ihren EWG-Partnern bemüht, die in 
den Genfer Gesprächen sichtbar gewordenen An- 
sätze in Richtung auf einen vertieften Dialog zwi- 
schen der EWG und den USA auszubauen. 


XIV. Beitrittsanträge 

89 . Am 30. Juni 1970 wurde die „Konferenz der Eu- 
ropäischen Gemeinschaften mit den Staaten, die 
ihren Beitritt zu diesen Gemeinschaften beantragt 
haben'', nämlich Großbritannien, Dänemark, Nor- 
wegen und Irland, in Luxemburg eröffnet. Damit 
wurde das Ziel erreicht, das sich die Regierungen 
der Mitgliedstaaten anläßlich der Haager Gipfel- 
konferenz vom 1./2. Dezember 1969 für den Beginn 
der Beitrittsverhandlungen gesteckt hatten. Dank 
der konstruktiven Zusammenarbeit im Rat und mit 
der Kommission konnten die unerläßlichen internen 
Vorbereitungsarbeiten zur Bildung einer gemein- 
samen Verhandlungsposition gegenüber den bei- 
trittswilligen Staaten rechtzeitig abgeschlossen wer- 
den. 

Auf der Luxemburger Konferenz bekräftigten diese 
einmütig ihre grundsätzliche Bereitschaft, die Ge- 
meinschaftsverträge und ihre Folgebeschlüsse so- 
wie die für die Weiterentwicklung der Gemein- 
schaft getroffenen Optionen zu akzeptieren. Sie be- 
kannten sich darüber hinaus, wenngleich mit unter- 
schiedlicher Nuancierung, zu den politischen Ziel- 
setzungen der Verträge. Die britische Delegation 
hob die Entschlossenheit ihrer neuen Regierung her- 
vor, sich für wirksame Methoden der Zusammen- 
arbeit in der Außen- und Verteidigungspolitik ein- 
zusetzen. 

Sie war es aber auch, die am deutlichsten auf das 
zentrale Problem der Verhandlungen hinwies, auf 
die Agrarpolitik und insbesondere die Regeln für 
deren Finanzierung. Ohne eine faire und vernünf- 
tige Lösung dieser Fragen sei keine britische Re- 
gierung in der Lage, den Beitritt in Betracht zu zie- 
hen. 

Dessen ungeachtet konnte in den ersten Einzelver- 
handlungen mit Großbritannien auf Ministerebene 
am 21. Juli unter Vorsitz des Bundesaußenministers 
ein beachtliches Ergebnis erzielt werden. Die Konfe- 
renz stellte fest, daß die britische Delegation die 
gemeinsamen Marktorganisationen im Grundsatz 
annimmt. Gleichzeitig wurde beschlossen, eine Reihe 
von Untersuchungen in bezug auf die Agrarpolitik 


und Agrarfinanzierung, den Gemeinsamen Zolltarif, 
den Kohle- und Stahlsektor sowie auf die tedini- 
schen Anpassungen der gemeinschaftlichen Regelun- 
gen an eine erweiterte Gemeinschaft vorzunehmen. 
Auf der Grundlage der vorbereiteten Arbeiten der 
Ministerstellvertreter wird die Konferenz im Okto- 
ber erneut auf Ministerebene zusammentreten. 

Parallel dazu wurden die Sachverhandlungen mit 
Irland, Dänemark und Norwegen aufgenommen. Die 
ersten Treffen auf Ministerebene fanden einzeln am 
21. und 22. September 1970 statt. Die Konferenzen 
ermöglichten auch hier erste einvernehmliche Er- 
gebnisse und eine Präzisierung der jeweiligen Stand- 
punkte in wichtigen Sachfragen. Sie konnten mit 
konkreten Prüfungs- und Verhandlungsmandaten 
erfolgreich abgeschlossen werden. 

Insgesamt hat die erste Verhandlungsrunde bereits 
einen guten Überblick über die Interessenschwer- 
punkte und Hauptprobleme der Verhandlungspart- 
ner vermittelt. Im Sinne einer größtmöglichen Ver- 
handlungseffizienz wird es darauf ankommen, in den 
verschiedenen Bereichen parallele Fortschritte mit 
allen vier Staaten zu erzielen, um auf der Ebene 
der Zehn alsbald zu abschließenden Ergebnissen zu 
gelangen. 


XV. Assoziierungen und besondere Beziehungen 
mit europäischen Ländern 

Die nicht beitretenden EFTA-Staaten 

90 . Die Gemeinschaft ist bereit, die nicht beitreten- 
den EFTA-Staaten am Aufbau Europas zu beteiligen 
und mit ihnen Lösungsmöglichkeiten für die Pro- 
bleme suchen, die die Erweiterung der Gemein- 
schaft für die aufwirft. Sie geht dabei davon aus, 
daß mit den Ländern, die hinsichtlich ihrer Struk- 
tur und des Standes ihrer wirtschaftlichen Entwick- 
lung mit den Mitgliedstaaten der Gemeinschaft ver- 
gleichbar sind, möglichst enge Beziehungen herge- 
stellt werden sollten, welche die Beseitigung der 
Handelshemmnisse für gewerbliche und landwirt- 
schaftliche Erzeugnisse nach einem festzulegenden 
Zeitplan umfassen müßten. Dabei wäre das harmo- 
nische Funktionieren der neuen Beziehungen unter 
Wahrung der gemeinsamen Politik der Gemeinschaft 
sicherzustellen. 

Entsprechend der Vereinbarung der Staats- und 
Regierungschefs auf der Haager Gipfelkonferenz 
und dem Beschluß des Rates vom 20./21. Juli 1970 
hat der Präsident des Ausschusses der Ständigen 
Vertreter am 24. Juli 1970 den Leitern der Missio- 
nen Österreichs; Schwedens, der Schweiz, Portugals, 
Finnlands und Islands die Bereitschaft der Gemein- 
schaft mitgeteilt, im kommenden Herbst die von 
diesen Staaten gewünschten Gespräche über ihr 
Verhältnis zur EWG aufzunehmen. Die Gespräche 
sollen durch eine Zusammenkunft auf Ministerebene 
eingeleitet werden. 
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Qsterreich 

91 . Der österreichische Antrag auf Abschluß eines 
Interims abkommens mit teilweisem Abbau der Han^ 
delsschranken im Vorgriff auf die umfassende Re- 
gelung im Zuge der Erweiterung der Gemeinschaft 
wurde im Berichtszeitraum eingehend geprüft. Der 
Rat beschloß am 21. Juli 1970, nach der Sommer- 
pause unverzüglich ein Verhandlungsmandat für die 
Kommission zu verabschieden. 

Spanien 

92 . Am 29. Juni 1970 wurde in Luxemburg ein Prä- 
ferenzabkommen der Gemeinschaft mit Spanien un- 
terzeichnet. Das Abkommen sieht die schrittweise 
Beseitigung der Hindernisse für den wesentlichen 
Teil des Warenverkehrs zwischen der Gemeinschaft 
und Spanien in zwei Stufen vor und regelt im ein- 
zelnen die von den Vertragsparteien in der ersten 
Stufe zu treffenden Maßnahmen. Das Abkommen 
tritt am 1 . Oktober in Kraft. 

Im gewerblichen Sektor senkt die Gemeinschaft ihre 
Zölle gegenüber Spanien mit geringfügigen Ausnah- 
men schrittweise um 60 Vo; eine in Aussicht genom- 
mene zusätzliche Senkung um weitere lO Vo erfor- 
dert einen besonderen Beschluß. Spanien senkt seine 
Zölle — mit Ausnahmen — schrittweise um 60 und 
25 Voi sofern die Gemeinschaft um insgesamt 70 Vo 
senkt, wird Spanien seine Senkungssätze von 60 auf 
70 und für einen Teil der verbleibenden Positionen 
von 25 auf 30 Va erhöhen. Die in Spanien noch be- 
stehenden mengenmäßigen Beschränkungen werden 
durch regelmäßiges Aufstocken der Kontingente so 
weit beseitigt, daß die Einfuhr aus der Gemeinschaft 
am Ende der ersten Stufe voll liberalisiert ist; Aus- 
nahmen für besonders empfindliche Güter dürfen 
nicht mehr als 5 Vo der Einfuhr ausmachen. Der 
EGKS^Sektor ist in dem Abkommen nicht inbegrif- 
fen. 

Im Agrarbereich gewähren die Vertragsparteien 
einander gezielte Präferenzen; die Gemeinschaft 
räumt Spanien insbesondere unter bestimmten Vor- 
aussetzungen höhere Erlöse für Zitrusfrüchte und 
Olivenöl ein. 

Im Agrarbereich gewähren die Vertragsparteien ein- 
ander gezielte Präferenzen; die Gemeinschaft räumt 
Spanien insbesondere unter bestimmten Vorausset- 
zungen höhere Erlöse für Zitrusfrüchte und Oliven- 
öl ein. 

In einer zweiten Stufe sollen die Handelshemmnisse 
entsprechend den Erfordernissen des GATT beseitigt 
werden; der Übergang von der ersten zur zweiten 
Stufe erfolgt im gegenseitigen Einvernehmen der 
Vertragsparteien, frühestens nach Ablauf von sechs 
Jahren. 

Türkei 

93 . Die Verhandlungen mit der Türkei über das 
Zusatzprotokoll zum Abkommen von Ankara für die 
Übergangsphase der Assoziation sowie über eine 
Erneuerung des Finanzprotokolls konnten in der 


6. Wahl pe riode _ _ Drucksache VI /1268 

Tagung des Assoziationsrates EWG — Türkei auf 
Ministerebene am 22. Juli 1970 zu einem für beide 
Vertragspartner befriedigenden Abschluß gebracht 
werden. Die Unterzeichnung der Abkommen soll im 
Herbst d. J. erfolgen; daran werden sich die Ratifi- 
zierungsverfahren in den beteiligten Vertragsstaa- 
ten anschließen. 

Damit werden die Voraussetzungen für den Über- 
gang von der gegenw^ärtigen Vorbereitungsperiode 
in eine dynamischere Phase der Assoziation ge- 
schaffen. Auf dem gewerblichen Sektor wird zwi- 
schen der Gemeinschaft und der Türkei eine Zoll- 
union innerhalb eines Zeitraumes von längstens 22 
Jahren verwirklicht, in dem die Türkei ihre Zölle 
und Abgaben gleicher Wirkung sowie ihre mengen- 
mäßigen Handelsbeschränkungen abbaut und ihre 
Drittlandszölle dem Gemeinsamen Zolltarif der EWG 
anpaßt. Die Gemeinschaft gewährt der Türkei mit 
Ausnahme einiger neuralgischer Erzeugnisse auf 
dem Textilsektor Zollfreiheit vom Inkrafttreten des 
Zusatzprotokolls an. 

Auf dem Agrarsektor sollen nach 22 Jahren die für 
einen freien Warenverkehr erforderlichen Maß- 
nahmen eingeleitet sein. Vorerst gewährt die Ge- 
meinschaft über die bisher eingeräumten Präfe- 
renzen hinaus Vorteile für eine Reihe von Waren 
des hauptsächlichen türkischen Ausfuhrinteresses. 

Das Abkommen enthält ferner Sozialvorschriften, 
die Regelungen auf dem Gebiet der Freizügigkeit, 
der sozialen Sicherheit der Wanderarbeitnehmer 
und des Austauschs junger Arbeitskräfte zum Ge- 
genstand haben. 

In einem besonderen Rahmenabkommen wird der 
EGKS-Sektor in den Abbau der Handelsschranken 
nach Maßgabe später festzulegender Modalitäten 
einbezogen. 

Im Rahmen eines neuen Finanzprotokolls stellen 
die Mitgliedstaaten der Gemeinschaft der Türkei 
über die Europäische Investitionsbank Darlehen zu 
Sonderbedingungen in Höhe von 195 Millionen RE 
für die Dauer von 5 V 2 Jahren ab Unterzeichnung des 
Abkommens zur Verfügung. Davon sind höchstens 
70 Vo für Infrastrukturvorhaben mit verdeckter oder 
langfristiger Rentabilität bestimmt, mindestens 
30 % für die Förderung unmittelbar rentabler Indu- 
strieprojekte des öffentlichen und privaten Sektors. 

Darüber wird der Türkei die Möglichkeit eröffnet, 
bei der Europäischen Investitionsbank Darlehen bis 
zu einem Betrag von insgesamt 25 Millionen RE 
zu marktüblichen Bedingungen zu beantragen. Vor- 
aussetzung dafür ist, daß die türkische Regierung in 
Übereinstimmung mit den internationalen Wäh- 
rungsbehörden ein währungs- und finanzpolitisches 
Stabilisierungsprogramm in Kraft setzt. Mit der Ab- 
wertung des türkischen Pfundes im August dürfte 
ein wichtiger Schritt dazu getan sein. 


Griechenland 

94 . Die Beziehungen der EWG zu Griechenland 
blieben im Berichtszeitraum unverändert. Die Wei- 
terentwicklung der Assoziation stagniert. 
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Zur Abwicklung laufender Geschäfte fand am 10. Juli 
1970 lediglich eine Tagung des Assoziationsaus- 
schusses auf Referentenebene statt. Griechenland 
forderte dabei zu wiederholtem Male, geeignete 
Vorkehrungen zur Sicherung seiner Ausfuhrmög- 
lichkeiten für Rohtabak und Wein im Rahmen der 
gemeinsamen Marktorganisation für diese Erzeug- 
nisse zu treffen. 

Durch Beschluß des Assoziationsrates im schrift- 
lichen Verfahren stimmte die Gemeinschaft einer 
von Griechenland gewünschten beschleunigten An- 
gleichung (Senkung) seiner Außenzölle an den GZT 
für einige Halbfertigerzeugnisse zu. 


Malta 

95 . Mit Malta konnte nach drei Verhandlungsrun- 
den weitgehendes Einvernehmen über die erste, 
5 Jahre dauernde Stufe eines Assoziierungsabkom- 
mens erzielt werden, das nach einer für ca. 10 Jahre 
projektierten Übergangszeit zur Herstellung des 
freien Warenverkehrs in der Form einer Zollunion 
oder Freihandelszone mit der Gemeinschaft führen 
soll. 

Im einzelnen ist in der ersten Stufe auf dem ge- 
werblichen Sektor eine lineare Zollsenkung um 
70 Vo seitens der Gemeinschaft vorgesehen, während 
Malta im gleichen Zeitraum seine Zölle schrittweise 
um insgesamt 35 Vo, mindestens aber auf das Ni- 
veau der Präferenzzölle für Einfuhren aus dem 
Commonwealth senkt. Für einige empfindliche Er- 
zeugnisse des Textilsektors gewährt die Gemein- 
schaft abweichend vom allgemeinen Regime Zoll- 
kontingente. Eine Regelung für die. Einfuhr von 
Agrarwaren in die Gemeinschaft, die nicht im 
Vordergrund des maltesischen Interesses auf er- 
leichterten Zugang zum EWG-Markt stehen, soll 
späteren Abmachungen Vorbehalten bleiben. 

18 Monate vor Ablauf der ersten Abkommensstufe 
werden zwischen den Vertragspartnern erneut Ver- 
handlungen aufgenommen mit dem Ziel, die Moda- 
litäten für den weiteren Abbau der Handelsbemm- 
nisse in der zweiten Stufe zu vereinbaren. 

Malta hat offiziell erklärt, daß es den Gedanken an 
einen Beitrittsantrag in einer weiteren Phase der 
Entwicklung seiner Beziehungen zur Gemeinschaft 
nicht ausschließt. Die Mitgliedstaaten messen dem 
abzuschließenden Assoziierungsabkommen ange- 
sichts der geographischen und strategischen Lage 
Maltas im Mittelmeerraum nicht unerhebliche poli- 
tische Bedeutung zu. 


Zypern 

96 - Die Regierung von Zypern hat mit Schreiben 
vom 5. August 1970 auf ihre fortbestehende Absicht 
auf Assoziierung mit der Gemeinschaft hingewiesen 
und im Vorgriff darauf Sonderregelungen insbe- 
sondere für Zitrusfrüchte und Wein beantragt. 


XVI. Assoziierungen und Präferenzabkommen 
mit außereuropäischen Ländern 

97 . Das neue Assoziierungsabkommen mit den 17 
afrikanischen Staaten und Madagaskar ist inzwi- 
schen von allen Vertragsparteien mit Ausnahme 
von Italien und den Niederlanden ratifiziert worden. 
Mit dem Inkrafttreten des Abkommens ist Anfang 
1971 zu rechnen. 

98 . Das mit den drei ostafrikanischen Staaten ab- 
geschlossene Assoziierungsabkommen ist bisher 
nur von Belgien und Frankreich ratifiziert worden. 
Die Ratifizierung in der Bundesrepublik steht kurz 
vor ihrem Abschluß. Entsprechend der für die 17 
afrikanischen Staaten und Madagaskar geltenden 
Ubergangsregelung sollen jedoch die Handelsbe- 
stimmungen des Abkommens voraussichtlich schon 
am 1. Oktober 1970 in Kraft treten. Die Gemein- 
schaft hat zu diesem Zweck mit den ostafrikanischen 
Staaten ein interimistisches Handelsabkommen ab- 
geschlossen. 

99 . Die Assoziierungsabkommen mit Marokko und 
Tunesien entwickeln sich weiterhin zufriedenstel- 
lend. Die für unverarbeitetes Olivenöl getroffene 
Präferenzregelung wurde kürzlich technisch ver- 
bessert. 

100 . Die gemeinschaftsinternen Beratungen über 
Art und Umfang einse Abkommens mit Algerien 
dauern noch an. Ein Verhandlungsmandat konnte 
infolgedessen noch nicht erteilt werden. 

101 . Das Präferenzabkommen zwischen der Ge- 
meinschaft und Israel wurde am 29. Juni 1970 in 
Luxemburg unterzeichnet. Es wird am 1. Oktober 
1970 in Kraft treten. Ziel des Abkommens ist, durch 
schrittweise Beseitigung der Handelshindernisse die 
Ausweitung des Handels zwischen der EWG und 
Israel zu fördern. Das Abkommen wird für 5 Jahre 
geschlossen. 18 Monate vor seinem Abläufen kön- 
nen Verhandlungen über den Abschluß eines neuen 
Abkommens auf breiterer Grundlage eingeleitet 
werden. Im gewerblichen Bereich senkt die Gemein- 
schaft ihre Zölle gegenüber Israel — von einigen 
Ausnahmen abgesehen — schrittweise um 50®/o. 
Israel senkt seine Zölle — gestaffelt nach Waren- 
gruppen — um 10 bis 25 Vo. Im Agrarbereich ge- 
währt die Gemeinschaft ebenfalls Präferenzen. U. a. 
gelangen israelische Zitrusfrüchte künftig in den 
Genuß einer 40 Voigen Zollpräferenz. Mit Ausdeh- 
nung der Zitrusregelung auf Israel und Spanien 
gewährt die Gemeinschaft nunmehr praktisch allen 
Anbauländern des Mittelmeeres Zollvorteile bei 
Zitrusfrüchten. 

102 . Der Rat hat die Kommission ermächtigt, auch 
mit dem Libanon und der VAR über Präferenzab- 
kommen zu verhandeln. Solche Abkommen würden 
dem Gleichgewicht im Mittelmeerraum dienen. 
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D. Sonstiges 


XVII. Beteiligung der Jugend am Aufbau Europas 

103 , Vom 12. bis 14. Juni 1970 veranstaltete die 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften ein 
Treffen mit europäischen Jugendverbänden aus den 
sechs Mitgliedstaaten. Die Initiative zu diesem Ju- 
gend-Kolloquium ging von der Kommission aus, 
nachdem Präsident Rey am 1. Juli 1968 an die Ju- 
gend zur Mitwirkung an der Gestaltung Europas 
appelliert hatte. 

Die Ständigen Vertreter der Mitgliedstaaten haben 
auf ihrer 564. Tagung die Einsetzung einer ad-hoc- 
Gruppe von qualifizierten, in der Jugendpolitik 
erfahrenen Beamten beschlossen, die beauftragt 
wird, das vorliegende Material über die Beteiligung 
der Jugend am Aufbau Europas zu prüfen und dem 
Ausschuß der Ständigen Vertreter hierüber bis zum 
15. Oktober 1970 zu berichten. 

Hierbei handelt es sich 

a) um das Memorandum der Kommission vom 
14. April 1970, die in Punkt 16 des Haager Schluß- 
kommuniques ein Mandat zu weiter reichender in- 
formatorischer Einbeziehung der Jugend im inner- 
und außerschulischen Bereich in das Europäische 
Einigungswerk sieht und die Einrichtung eines 
„Ständigen Ausschusses für Jugend und Erziehung" 
bezweckt; 

b) um das Memorandum der italienischen Regie- 
rung vom 20. April 1970, in dem über den vom 
Vertrag gesetzten Rahmen hinaus eine umfassende 
Skala von Maßnahmen (darunter die Einsetzung 
eines „Ständigen Ausschusses für Jugendfragen" mit 
Vorschlags- und Initiativbefugnis zum Rat) auf allen 
Gebieten vorgeschlagen wird, die die Jugend irgend- 
wie berühren; daneben soll ein „Jugendparlament" 
der nationalen Jugendorganisationen geschaffen 
werden; 

c) um mögliche künftige Vorschläge aus dem Kreis 
der Mitgliedstaaten (z. B. einen deutschen „Kom- 
promißvorschlag"). Bei dem deutschen Vorschlag 
handelt es sich vor allem um die Einrichtung eines 
beratenden Jugendgremiums (Jugendbeirats), wel- 
ches das Recht haben soll, sich zu den Fragen zu 
äußern, mit denen die Europäischen Gemeinschaften 
befaßt sind, insbesondere aber zu Fragen des Rechts 
der beruflichen Ausbildung, der Fortbildung, der 
Freizügigkeit und des Austauschs junger Berufs- 


tätiger sowie der Vergleichbarkeit von Ausbildungs- 
gängen, Zertifikaten und sonstigen Ausbildungsab- 
schlüssen. Dieses beratende Jugendgremium sollte 
nach dem deutschen Vorschlag von Repräsentanten 
der Jugendorganisationen u. ä. Institutionen be- 
schickt werden, wobei in geeigneter und angemes- 
sener Weise auch die nichtorganisierte Jugend be- 
rücksichtigt werden sollte. Dieses Jugendgremium 
soll die Kommission in den erwähnten Fragen be- 
raten. 

Der ad-hoc-Ausschuß wird voraussichtlich Anfang 
Oktober 1970 mehrmals zusammentreten und zum 
15. Oktober 1970 dem Ausschuß der Ständigen Ver- 
treter den Bericht mit den Vorschlägen vorlegen, 
der dann dem Rat auf dessen nächster Sitzung vor- 
gelegt werden soll. Damit wird auch einer Anregung 
des Bundeskanzlers auf der Haager Gipfelkonferenz 
nach Einbeziehung der Jugend in den Aufbau Euro- 
pas Rechnung getragen. 


XVIII. Bildungsfragen 

104 , Ausgehend von einer belgischen Initiative zur 
Einberufung einer Ratstagung der für Bildungsfra- 
gen zuständigen Minister sind in der ersten Jahres- 
hälfte auch erste Beratungen über eine intensivere 
Zusammenarbeit im Bildungsbereich angelaufen. Der 
Ausschuß der Ständigen Vertreter hat entsprechend 
einem deutschen Vorschlag eine Expertengruppe 
eingesetzt, deren Aufgabe es ist, so bald wie mög- 
lich einen systematischen Katalog derjenigen The- 
men zu erarbeiten, bei denen eine engere Zusam- 
menarbeit und ein Tätigwerden der Europäischen 
Gemeinschaften wünschenswert oder erforderlich 
erscheint, und zu prüfen, inwieweit dazu die in den 
Gemeinschaftsverträgen enthaltenen Instrumente 
ausreichen. In Erweiterung der belgischen Vor- 
schläge hat die deutsche Delegation auf der Rats- 
tagung am 23. Juli 1970 angeregt, neben der Frage 
der Anerkennung von Diplomen auch der Anerken- 
nung von in den Partnerstaaten verbrachten Stu- 
dienzeiten besondere Aufmerksamkeit zu widmen, 
um dadurch die Mobilität nicht nur der berufsaus- 
übenden Akademiker sondern auch der Studenten 
zu verbessern. Die erste Ratstagung der für Bil- 
dungsfragen zuständigen Minister ist noch für dieses 
Jahr vorgesehen. 
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